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Zusammenfassung
Entwicklungszusammenarbeit (EZ) ist ein vergleichsweise neues Kon-
zept in den internationalen Beziehungen, das erst nach dem 2. Weltkrieg 
Bedeutung erlangte. Ziele und Motive für EZ haben sich langfristig be-
trachtet stark gewandelt. Neben den kurz- und längerfristigen Zielset-
zungen im Eigeninteresse (wirtschaftliche, außenpolitische und andere 
Interessen) ist bei Gebern darüber hinaus meist ein genuines Interesse 
erkennbar, Länder in ihren Entwicklungsprozessen zu unterstützen. Mit 
den sogenannten Millenniums-Entwicklungszielen (Millennium Devel-
opment Goals / MDGs) verfügt die internationale Gemeinschaft über 
einen anerkannten Referenzrahmen für globale Ziele; diese haben nicht 
zuletzt in der EZ eine große Rolle.
Entwicklungszusammenarbeit wird von unterschiedlichen Gebern be-
reitgestellt. Neben die Gruppe der traditionellen Geber (Deutschland, 
Frankreich, die USA etc.), die sich im Rahmen des OECD-Entwicklungs-
hilfeausschusses zusammengeschlossen haben, treten zunehmend „neue 
Geber“ aus dem Kreis wirtschaftlich dynamischer Staaten (wie China, 
Brasilien etc.) in Erscheinung. In der entwicklungspolitischen Diskus-
sion wird auch zwischen bi- und multilateraler EZ unterschieden. Die 
Differenzierung deutet darauf hin, dass sich bestimmte EZ-Merkmale 
unterscheiden können, wenn es sich bei einem Geber um einen einzelnen 
Staat (bilaterale EZ) oder eine internationale Einrichtung (multilaterale 
EZ) handelt. Staatliche Geber bevorzugen die bilaterale gegenüber der 
multilateralen EZ.
Bis in die 1990er Jahre bestand aus entwicklungspolitischer Perspektive 
eine vergleichsweise einfache Unterscheidung zwischen einem industri-
alisierten und im Durchschnitt wohlhabenden „Norden“ und einem im 
Durchschnitt armen „Süden“. Bereits in den Dekaden zuvor fanden Pro-
zesse statt, die zu einer Ausdifferenzierung innerhalb der Entwicklungs-
ländergruppe führten. Der Begriff der „Schwellenländer“ signalisierte 
bereits in den 1980er Jahren, dass es eine Gruppe von weiter fortgeschrit-
tenen Ländern im „Süden“ gab. Am anderen Ende des Spektrums befan-
den sich die am „wenigsten entwickelten Länder“, in denen ein hoher Be-
völkerungsanteil in absoluter Armut lebte. Dieser Ausdifferenzierungs-
prozess hat sich in den 1990er und 2000er Jahren verstärkt fortgesetzt, 
sodass das Bild eines homogenen „Südens“ immer unzutreffender ist. 
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Zugleich ist das Tempo der wirtschaftlichen Entwicklung in einer Reihe 
wichtiger Entwicklungsländer höher als das der OECD-Welt.
EZ wird in sehr unterschiedlichen Formen den Partnern zur Verfügung 
gestellt. Die Art und Weise, wie EZ umgesetzt wird, hängt von einer Viel-
zahl von Faktoren ab. Die sehr verschiedenen Situationen von Partnerlän-
dern machen es erforderlich, dass Geber mit unterschiedlichen Ansätzen 
vorgehen. Ein leistungsfähiges Partnerland (etwa Indien) hat sehr genaue 
Vorstellungen, wie EZ eigene Anstrengungen ergänzen kann; das Land 
verfügt zudem über umfassende Möglichkeiten, die Hilfe von außen 
selbst zu steuern und umzusetzen. Deutlich anders sieht es in Ländern 
aus, die nur schwache Strukturen aufweisen und wo den Partnerregie-
rungen möglicherweise nur geringes Vertrauen entgegengebracht werden 
kann (klientelistische Regierungen, fragile Länder etc.). Nicht zuletzt bei 
schwachen Kapazitäten der Partner ist es wichtig, diese im Rahmen der 
EZ zu nutzen und damit langfristig zu stärken.
Entwicklungserfolge in den Partnerländern hängen von einer Vielzahl 
von Faktoren ab. Einen hohen Stellenwert haben die Politiken der Län-
der selbst. Am deutlichsten wird dies dort, wo schlechte Regierungsfüh-
rung die Fragilität verstärkt und/oder zu Gewaltkonflikten führt. Externe 
Faktoren können für Entwicklungserfolge ebenfalls wichtig sein, etwa 
beim Zugang zu Märkten in entwickelten Regionen. Aber auch Entwick-
lungszusammenarbeit kann Entwicklungserfolge bewirken. Dies gilt ins-
besondere bei den Ländern, die besonders arm und abhängig von EZ 
sind. Allerdings sollten die begrenzten Gestaltungsmöglichkeiten von EZ 
gesehen werden, die neben andere Politiken tritt und unter gegebenen 
Rahmenbedingungen agieren muss.
Für die internationalen Bemühungen zur Steigerung der EZ-Wirksamkeit 
ist die so genannte Paris-Erklärung zentral. Die Paris-Erklärung versucht 
Schwachpunkte zu reduzieren, die einer wirksameren EZ entgegenste-
hen, bei den Gebern etwa Instrumente, die vorrangig auf die Interessen 
der Geberstrukturen ausgerichtet sind, bei den Partnern etwa die man-
gelnde Bereitschaft oder Fähigkeit, EZ-Prozesse zu steuern. Die in Paris 
vereinbarten Prinzipien wurden insbesondere von den Gebern aufgrund 
von Eigeninteressen bislang nur teilweise umgesetzt.
Die tiefgreifenden Veränderungen des EZ-Umfeldes insbesondere der 
2000er Jahre zeigen, dass sich das Politikfeld nicht nur fortwährend wei-
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terentwickelt und anpasst, sondern einer grundsätzlichen Neuorientie-
rung unterliegt. Diese Reformen und Veränderungen sind jedoch nicht 
automatisch konsistent, sondern oftmals mehrdeutig.
Einerseits macht die Debatte über die Wirksamkeit von EZ den Anspruch 
deutlich, das Politikfeld hinsichtlich seiner Kernaufgabe – Beiträge zu 
Entwicklungsprozessen in den Partnerländern zu leisten – weiterzuentwi-
ckeln und zu professionalisieren. Gleichwohl war die EZ-Politik seit ihren 
Anfängen zu keinem Zeitpunkt spannungs- und interessenfrei, sondern 
vielfach sogar dominiert durch außenpolitische und außenwirtschaftliche 
Opportunitäten. Die Wirksamkeitsdebatte und die damit einhergehenden 
internationalen Verhandlungsprozesse haben zu einer Systemreform der 
EZ geführt; die Qualitätsstandards in der Entwicklungszusammenarbeit 
zwischen der klassischen OECD-Geberwelt und den traditionellen Emp-
fängerländern wurden angehoben. Dennoch lassen Untersuchungen ein-
zelner Geberpraktiken und Vergleiche zwischen Gebern erkennen, dass 
sich bi- und multilaterale EZ-Organisationen nur schwerfällig reformie-
ren lassen. Die Rationalität der Geberakteure ist überwiegend auf Proli-
feration, Fragmentierung und Fortbestand angelegt. Die Bedingungen in 
den Partnerländern zur Steigerung der Wirksamkeit sind zudem unein-
heitlich und teilweise nicht entwicklungsförderlich.
Andererseits deckt die Wirksamkeitsagenda nur noch bruchstückhaft 
die Realität der zunehmend komplexeren internationalen Kooperations-
beziehungen ab. Hierfür sind verschiedene Trends verantwortlich. Ers-
tens nimmt die Zahl der klassischen EZ-Partner ab. Es gibt noch eine 
Gruppe von Ländern, insbesondere in Subsahara-Afrika, die eine hohe 
EZ-Anhängigkeit aufweist, aber insgesamt ist die Zahl armer Entwick-
lungsländer rückläufig. Entwicklungspolitische Planungs-, Steuerungs- 
und Allokationsprozesse etwa im Rahmen sogenannter Armutsstrategien 
werden daher mittelfristig an Bedeutung verlieren. Zweitens ist die Zahl 
der Akteure, die Kooperationsbeziehungen mit den Entwicklungsländern 
unterhalten, enorm gestiegen. Dies sind die erfolgreichen Volkswirt-
schaften u. a. aus dem asiatischen Raum; die Zahl multilateraler Akteu-
re steigt ebenfalls. Hinzu kommen private Akteure (Stiftungen etc.), die 
Einfluss gewinnen. Daher hat in der traditionellen EZ der Wettbewerb 
zu- und der Einfluss der klassischen Geber abgenommen. Drittens sind 
die EZ-Instrumente der OECD-Geberwelt nicht mehr der einzig bestim-
mende internationale Standard. Geber wie China und Indien sehen sich 
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keineswegs an die klassische Normsetzungsfunktion des Entwicklungs-
hilfeausschusses der OECD gebunden. Die Instrumente sind daher viel-
fältiger und oftmals auch hinsichtlich der Rolle öffentlicher und privater 
bzw. vergünstigter und nicht-vergünstigter Ressourcen komplexer. Vier-
tens gilt für alle externen Akteure ein wachsender Interessenwettbewerb 
zwischen verschiedenen auf die globale Ebene ausgerichteten Politik-
feldern. Dies trifft etwa auf die internationale Umweltpolitik (Klimafi-
nanzierung) und die Sicherheitspolitik zu. Die traditionellen Versuche 
der EZ, ihr Politikfeld von anderen Interessen und Politiken möglichst 
freizuhalten, werden durch neue globale Anforderungen in Frage gestellt.
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1 Entwicklungszusammenarbeit – Was ist das?
1.1 Definitionen, Abgrenzungen und Umfang
1.1.1 Begriffsklärung
Entwicklungszusammenarbeit (EZ) dient im allgemeinen Verständnis dazu, 
Länder in ihren Bemühungen um soziale und wirtschaftliche Fortschritte zu 
unterstützen. Ist aber jede Form der Kooperation mit Entwicklungsländern 
als Entwicklungszusammenarbeit zu bezeichnen? Wer legt eigentlich fest, 
ob ein Land überhaupt ein Entwicklungsland ist? Welche Formen der Ko-
operation sind als Hilfe zu bezeichnen? Hilft nicht auch Militärhilfe dem 
Empfängerland? Wie ist es mit kommerziellen Formen der Zusammenar-
beit – sind diese ebenfalls als EZ zu bezeichnen? Sind neue Formen der 
Kooperation – etwa zwischen China und afrikanischen Ländern – auch eine 
Form der EZ?
Geber von EZ haben sich darauf verständigt, Regeln insbesondere im Rah-
men der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung (Organisation for Economic Co-operation and Development / OECD) 
festzulegen. Dort ist ein eigener Entwicklungsausschuss (Development As-
sistance Committee / DAC) mit den Aufgaben rund um Entwicklungszu-
sammenarbeit befasst, die international mit dem Fachbegriff „öffentliche 
Entwicklungszusammenarbeit“ (Official Development Assistance / ODA) 
bezeichnet wird. Dabei werden nicht allein angemessene Standards für EZ 
beraten, sondern auch Abgrenzungen zu anderen Themen erörtert. So ist die 
OECD mit Standards beschäftigt, bei denen es um Formen der Exportsub-
ventionierung geht, die den Wettbewerb verzerren und behindern können. 
Daher ist beispielsweise die Schnittstelle zwischen „EZ“ einerseits und etwa 
„nicht gewünschter Wettbewerbsverzerrung“ (etwa durch Exportsubventio-
nen) andererseits ein Teil der Debatten über Regelungen zur EZ.
Der OECD-Entwicklungsausschuss hat sich auf folgende Kriterien1 ver-
ständigt, die erfüllt sein müssen, damit eine internationale Leistung als EZ 
anerkannt wird:
1  Siehe hierzu z. B. das Glossar in OECD/DAC (2012, 289 ff.)
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 • Die Leistungen müssen Entwicklungsländern bereitgestellt werden. Es 
gibt eine Liste der Entwicklungsländer, die alle drei Jahre angepasst 
wird. Sie basiert im Wesentlichen auf dem gebräuchlichen Wohlfahrtsin-
dikator „Pro-Kopf-Einkommen“ (Bruttonationaleinkommen / BNE ge-
teilt durch die Bevölkerungszahl) und unterscheidet ärmste und andere 
arme Länder sowie zwei Ländergruppen mit mittlerem Einkommen.  
Auch wenn die Zuordnung der meisten Länder relativ eindeutig ist, gibt 
es immer wieder Zweifelsfälle. So wurden Katar, Singapur (jeweils bis 
1996) Hongkong (bis 1997) und Saudi-Arabien (bis 2008) lange Zeit auf 
der Liste belassen. Einige heutige „Geber“ wie Portugal, Griechenland 
und Südkorea sind ehemalige Länder der „Empfängerliste“. Insgesamt 
sind seit 1970 deutlich mehr Länder von der „Empfängerliste“ gestri-
chen worden (35) als neu hinzukamen (15; u. a. wegen des Zerfalls der 
Sowjetunion) (vgl. OECD/DAC 2011b).
 • Die Leistungen müssen der wirtschaftlichen Entwicklung oder der Ver-
besserung des Lebensstandards in Entwicklungsländern dienen. Auch 
wenn diese Zielbestimmung nicht sehr trennscharf ist, bietet sie eindeu-
tige Hinweise, dass beispielsweise Militärunterstützung oder die Be-
lieferung einer Oberschicht mit Luxusgütern nicht von der Definition 
gedeckt sind.
 • Bei den Leistungen muss es sich um Zuschüsse oder vergünstigte Dar-
lehen handeln. Während unter Zuschüssen reine Schenkungen (also 
keine Form der Rückzahlung) zu verstehen sind, müssen Darlehen ein 
sogenanntes Zuschusselement von mindestens 25 % aufweisen. Das Zu-
schusselement ergibt sich aus dem Vergünstigungsgrad (unter Berück-
sichtigung der Kreditlaufzeit und des Zinssatzes) gegenüber einer kom-
merziellen Leistung.
Definitorische Fragen zur EZ sind oft schwierig und politisch sensibel. So 
gibt es immer wieder darüber Debatten, warum nicht die Beteiligung an 
UN-Friedensmissionen in Entwicklungsländern unter EZ fallen (die Kosten 
sind bislang nicht als ODA-Leistung anrechenbar) oder warum bestimmte 
Aufwendungen zur Unterbringung von Flüchtlingen in einem Geberland in 
Teilen als EZ erfasst werden können.
Für Geber besteht ein wichtiges Interesse an einer einheitlichen EZ-Defini-
tion darin, die Leistungen vergleichbar erfassen zu können. Internationale 
Vereinbarungen etwa im Rahmen der Vereinten Nationen oder politische 
Verpflichtungen der Gruppe der acht führenden Industrieländer (G8) haben 
Abbildung 1:  DAC-Liste der Entwicklungsländer und -gebiete (gültig für die Berichtsjahre  
2011-2013)
Quelle: Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ)  
http://www.bmz.de/de/ministerium/zahlen_fakten/DAC_Laenderliste_Berichtsjahre_2011_2013.pdf
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immer wieder zum politischen Druck beigetragen, dass die wohlhabenden 
Staaten mehr EZ-Mittel bereitstellen. Bereits 1970 wurde das bis heute kon-
trovers diskutierte (unverbindliche) Ziel vereinbart, dass die Industrieländer 
0,7 % ihrer Wirtschaftskraft für EZ bereitstellen sollen. Geber haben daher 
ein Interesse, dass sich möglichst viele ihrer Leistungen in internationalen 
EZ-Statistiken wiederfinden.
1.1.2 Umfang der EZ2
Es gibt eine Reihe von Möglichkeiten, den EZ-Umfang zu ermitteln, dar-
zustellen und zu bewerten. Diese verschiedenen Perspektiven sind wichtig, 
um die Leistungen der Geber und die Bedeutung der Mittel für Entwick-
lungsländer einschätzen können. Zugleich ist die Frage des „input“ nur eine 
relevante Betrachtungsperspektive, da sie zunächst wenig über die erzielten 
Wirkungen aussagt.
Die im Entwicklungshilfeausschuss der OECD zusammengeschlossenen 
Geber stellten 2011 insgesamt 134 Mrd. US$ zur Verfügung; dies ist das 
größte EZ-Volumen, das bisher erreicht wurde. Gemessen an der wirt-
schaftlichen Leistungskraft der Geber entspricht dieser Betrag einem Anteil 
von 0,31 % des Bruttonationaleinkommens (BNP).
Die USA sind weiterhin weltweit der größte bilaterale EZ-Geber (30,8 Mrd. 
US$; 0,20 % ODA/BNP; jeweils 2011), gefolgt von Deutschland (14,5 Mrd. 
US$; 0,40 % ODA/BNP), Großbritannien (13,7 Mrd. US$; 0,56 % ODA/
BNP) und Frankreich (13,0 Mrd. US$; 0,46 % ODA/BNP) sowie Japan 
(10,6 Mrd. US$; 0,18 % ODA/BNP). Gemessen an der wirtschaftlichen 
Leistungskraft sind jedoch einige kleine und mittlere Geber sehr viel stär-
ker engagiert; dies sind insbesondere Norwegen, Luxemburg, Schweden, 
Dänemark und die Niederlande, die teilweise deutlich mehr als 0,7 % ihres 
BNP beitragen. Internationale Nichtregierungsorganisationen stellen jähr-
lich zusätzlich gut 15 Mrd. US$ zur Verfügung.
Betrachtet man alle externen Finanzzuflüsse, haben private Finanzströme 
längerfristig deutlich gegenüber der EZ zugelegt und diese in den meisten 
Entwicklungsregionen überrundet. Gleichwohl ist EZ für die Gruppe der 
armen und vor allem ärmsten Länder weiterhin wichtig, um Armuts- und 
2  Zu den EZ-Daten des vorliegenden Kapitels siehe OECD/DAC (2012).
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Reformprogramme finanzieren und umsetzen zu können. In fragilen Län-
dern kann EZ elementar sein, um staatlichen Auflösungserscheinungen ent-
gegenzuwirken.
Die meisten EZ-Mittel stellen Geber für die Länder Subsahara-Afrikas be-
reit (37,9 %; 2010/2011);3 dieser Anteil wurde in der Vergangenheit zu Las-
ten Asiens ausgebaut und trägt der vergleichsweise starken wirtschaftlichen 
Dynamik vieler asiatischer Länder Rechnung. Knapp 10 % der OECD-DAC 
EZ (8,4 % im Jahr 20114) steht in Form von Humanitärer Hilfe zur Verfü-
gung, die zur Linderung kurzfristiger Notsituationen eingesetzt wird.
Mehr als 17 % (2010) der EZ wird (teilweise) liefergebunden bereitgestellt 
und als solche erfasst; die Bereitstellung von EZ ist in diesen Fällen an 
die Vorgabe geknüpft, Waren oder Dienstleistungen aus dem Geberland zu 
beziehen. Wegen des fehlenden internationalen Wettbewerbs sind lieferge-
bundene Leistungen im Durchschnitt teurer und können qualitativ nach-
teilig gegenüber internationalen Ausschreibungen sein. Die Kosten durch 
Lieferbindung liegen rund 15 bis 30 %, im Fall von Nahrungsmittelhilfen 
sogar um rund 40 % über denen ohne Lieferbindung (Clay et al. 2009, 1). 
Entwicklungspolitisch wird daher seit Jahrzehnten der Abbau von Liefer-
bindungen gefordert. Zu den offiziell ausgewiesen Lieferbindungen (etwa 
Warenlieferungen) kommen andere de facto gebundene Leistungen, etwa 
im Rahmen der Technischen Zusammenarbeit, wenn Beratungsleistungen 
nicht von den Partnerländern frei ausgeschrieben werden können. Diese 
Praxis wird entwicklungspolitisch ebenfalls kritisiert (z. B. Actionaid 2011; 
Clay / Geddes / Natali 2009, viii).
Der Erlass von Schulden (vorrangig Exportkredite) kann unter gewissen 
Voraussetzungen ebenfalls als EZ anerkannt werden. Dieser Schritt war in 
den vergangenen beiden Jahrzehnten vielfach wichtig, um die starke Belas-
tung der öffentlichen Haushalte vieler Entwicklungsländer durch Tilgungen 
und Zinszahlungen zu verringern – ein Problem, das bis Ende der 1990er 
Jahre gravierend war. Wenn Schuldenerlasse gleichwohl Kritik auf sich 
gezogen haben, dann, weil sie für Entwicklungsländer keine zusätzlichen 
Mittel für Entwicklungszwecke verfügbar machen, sondern nur den Abfluss 
von Mitteln reduzieren (z. B. Actionaid 2011).
3 Daten aus: http://www.oecd.org/dac/aidstatistics/statisticsonresourceflowstodeveloping 
countries.htm; Zugriff: 17.01.2013
4 Daten aus: http://www.oecd.org/dac/aidstatistics/statisticsonresourceflowstodeveloping 
countries.htm; Zugriff: 17.01.2013
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1.1.3 Bedeutung der EZ aus Sicht der Entwicklungsländer
EZ ist für Entwicklungsländer von sehr unterschiedlicher Bedeutung. Eine 
Gruppe von armen Ländern ist weiterhin stark von ihr abhängig, für ande-
re Entwicklungsländer spielt EZ teilweise nur noch eine marginale Rolle. 
Üblicherweise wird die EZ-Abhängigkeit gemessen anhand des Verhältnis-
ses von EZ zur Wirtschaftskraft eines Entwicklungslandes (EZ/BNE) oder 
mithilfe des absoluten EZ-Betrags je Einwohner im Empfängerland (EZ 
pro Kopf). Bei der ersten Messmethode hängt die EZ-Bedeutung wesent-
lich von der Wirtschaftskraft des Landes ab. Je niedriger die wirtschaftliche 
Leistungskraft ist, umso wahrscheinlicher ist eine hohe EZ-Abhängigkeit. 
Wichtig ist darüber hinaus, ob die EZ-Mittel für das Entwicklungsland tat-
sächlich „verfügbar“ bzw. „programmierbar“ sind oder es sich vor allem um 
statistische Größen handelt (etwa bei Studienplatzkosten für Studierende 
aus Entwicklungsländern).5
Das Verhältnis von EZ zum BNE beträgt im Durchschnitt aller Entwick-
lungsländer 0,68 % (2010).6 Subsahara-Afrika liegt mit einem Anteil von 
4,2 % und Ozeanien sogar mit 13,2 % deutlich über diesem Durchschnitt. 
Der Wert ist für einzelne Länder nochmals um ein Vielfaches höher, z. T. 
weit über 30 % (etwa Burundi: 39,8 %, Afghanistan 34,4 %). Auch der An-
teil, den EZ an den öffentlichen Budgets etwa in Subsahara-Afrika hat, ist 
mit teilweise mehr als 40 % im Vergleich zu anderen Regionen hoch. Rech-
nerisch entfällt in Entwicklungsländern auf jeden Menschen jährlich ein 
EZ-Betrag von 23,5 US$ (2010) (in Subsahara-Afrika liegt er bei 51,1 US$; 
in Ozeanien bei 221,6 US$ und in den Palästinensischen Gebieten sogar bei 
607,0 US$).
EZ ist die wichtigste externe Finanzierungsquelle für Subsahara-Afrika. 
Die Finanzzuflüsse an Subsahara-Afrika setzen sich zu 55 % aus ODA, zu 
25 % aus ausländischen Direktinvestitionen (sie konzentrieren sich auf sehr 
wenige Länder und Sektoren) und zu rund 15 % aus Rücküberweisungen 
von Migranten in die Region (sowie 5 % sonstige private Zuflüsse) zusam-
men (Klingebiel 2005).
5 Siehe hierzu die Definition in OECD/DAC (2012, 188). 57 % der bilateralen EZ des 
Jahres 2010 wird vom DAC als „programmierbar“ eingestuft.
6 Siehe hierzu im Überblick Klingebiel (2010) und zu den Daten OECD/DAC  
(2012; 2011b).
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% US-$ % US-$ % US-$
I.  Alle Entwick-
lungsländer
100,00 % 129,0 100,00 % 274,2 100,00 % 1.267,2
Davon:     

































22,4 % 28,9 28,3 % 77,7 25,1 % 319,0
 
II.  Länder mit 
mittlerem 
 Einkommen  
(MICs)
100,00 % 107,0 100,00 % 252,3 100,00 % 1.167,0
Davon:



































27,5 29,1 % 73,6 25,2 % 294,2
Tabelle 2: Netto-Finanzströme an Entwicklungsländer (Mrd. US$)
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100,00 % 22,0 100,00 % 21,8 100,00 % 100,2
Davon:     































6,4 % 1,4 18,8 % 4,1 24,8 % 24,8
Quelle: Zusammengestellt und berechnet nach Adugna et al. (2011, 3)
Fortsetzung Tabelle 2: 
1.2 Warum Entwicklungszusammenarbeit geleistet wird: 
 Motive und Interessen
In den internationalen Beziehungen ist Entwicklungszusammenarbeit ein 
vergleichsweise neues Konzept, das erst nach dem 2. Weltkrieg Bedeutung 
erlangte (Nuscheler 2006, 26 ff.; Sangmeister / Schönstedt 2010, 27 ff.; 
Ihne / Wilhelm 2006, 6 ff.). Für ihr Entstehen sind verschiedene Erfahrun-
gen bzw. Rahmenbedingungen von Bedeutung: (i) Die ökonomischen Kri-
sen und Verwerfungen, die zwischen den beiden Weltkriegen zu politischen 
Krisen entscheidend beitrugen, waren eine wichtige Triebfeder, um aktiver 
gegen wirtschaftliche Krisenerscheinungen vorzugehen. (ii) Schon während 
des 2. Weltkrieges war erkennbar, dass die Kriegszerstörungen insbesonde-
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re in Europa enorme Kraftanstrengungen erforderlich machen würden. Die 
Vorbereitungen zur Gründung der Weltbank, die ausdrücklich dem Ziel des 
Wiederaufbaus dienen sollte, sowie des Internationalen Währungsfonds und 
des Systems der Vereinten Nationen sollte entsprechende Finanzierungs-
möglichkeiten und politische Foren schaffen. (iii) Auch der von den USA 
1948 aufgelegte Marshallplan sollte dazu beitragen, die Kriegszerstörungen 
in Westeuropa zu überwinden. Der Plan war zugleich Ausdruck der Kon-
frontation zwischen den beiden weltpolitischen Blöcken. Diese Situation 
führte zu einem globalen Systemwettbewerb, der nicht nur in Europa, son-
dern auch und vor allem in den Regionen des Südens seinen Ausdruck fand.
Entwicklungszusammenarbeit ist in ihrer Entstehung daher wesentlich 
durch den Ost-West-Konflikt zu verstehen (Nuscheler 2006). Der Kalte 
Krieg blieb für die Bereitstellung von EZ in den Jahrzehnten bis zum Ber-
liner Mauerfall ein relevanter Faktor. Länder wurden für ihre Zugehörig-
keit zum westlichen oder östlichen Lager sanktioniert bzw. ihnen wurden 
Belohnungen in Form von EZ in Aussicht gestellt. Für die Bundesrepublik 
Deutschland war zeitweilig die Deutschlandpolitik für die EZ-Vergabepo-
litik mitbestimmend, indem Staaten, die der DDR die diplomatische Aner-
kennung verweigerten, unterstützt wurden, während mit Ländern, die dip-
lomatische Beziehungen zur DDR aufnahmen, die entwicklungspolitische 
Zusammenarbeit eingestellt wurde.
Andere Geberländer setzten ihre EZ ebenfalls für andere außenpolitische 
Zwecke ein (Nuscheler 2006; Sangmeister / Schönstedt 2010). Für ehe-
malige Kolonialmächte wie Frankreich und Großbritannien war (und ist in 
Teilen) EZ ein Instrument, um besondere Beziehungen zu den vor allem in 
den 1960er Jahren unabhängig werdenden Kolonien unterhalten zu können. 
Die Allokation der EZ-Mittel orientiert sich bei vielen Gebern bis in die 
Gegenwart zu einem Gutteil an tradierten Einflussregionen. So unterhält 
Belgien bis heute besondere entwicklungspolitische Beziehungen zu seinen 
ehemaligen Kolonien (heutige Demokratische Republik Kongo, Ruanda 
und Burundi).
Zu den klassischen außenpolitischen Motiven haben insbesondere aufgrund 
neuerer Sicherheitsrisiken und -bedrohungen nach dem Ost-West-Konflikt 
weitere Ziele ihren Niederschlag gefunden (Klingebiel 2006b). EZ soll u. a. 
in Ländern und Regionen einen stabilisierenden Beitrag leisten, in denen 
durch militärische Aktionen allein Fragilität nicht dauerhaft überwunden 
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werden kann und Anstrengungen zur Wiederherstellung von Staatlichkeit 
notwendig sind (etwa in Afghanistan).
Neben außen- und sicherheitspolitischen Zielsetzungen bestehen bei Ge-
bern in aller Regel ebenso Interessen, mit EZ eigene wirtschaftliche Ziele zu 
befördern (Sangmeister / Schönstedt 2010; Nuscheler 2006). Das klassische 
Ziel, Zugang zu Rohstoffen zu erhalten und abzusichern, hat angesichts der 
Verknappung von Mineralien, Erdöl etc. erneut eine wachsende Bedeutung. 
Ein Motiv von EZ kann darüber hinaus sein, den Zugang zu Märkten zu 
erleichtern, da sie zum Aufbau von wirtschaftlichen Beziehungen beitra-
gen kann. Typischerweise ist EZ dem Druck der Wirtschaft ausgesetzt, hohe 
Anteile im Geberland zu verausgaben oder als Aufträge zurückfließen zu 
lassen. Durch Lieferbindungen oder andere Vorgehensweisen (Auswahl von 
Vorhaben, bei denen Unternehmen des Geberlandes Wettbewerbsvorteile 
haben etc.) sowie die Vergabe von Aufträgen an einheimische Consulting-
unternehmen können solche Effekte erzielt werden. Unter entwicklungspo-
litischen und ökonomischen Gesichtspunkten sind sie jedoch oft nachteilig 
für das Partnerland.
Neben diesen Zielen kommen weitere Motive hinzu. Geber haben mehrfach 
den Versuch unternommen, EZ mit Migrations- und Asylfragen zu verknüp-
fen, indem beispielsweise die Bereitschaft zur Rücknahme von ausgewiese-
nen Personen mit EZ in Verbindung gebracht wurde. Zudem setzen Geber 
teilweise EZ zur Verfolgung von langfristigen globalen Zielsetzungen ein; 
dies gilt nicht zuletzt im Rahmen der Bemühungen zum Thema Klimawan-
del. Auch wenn die Zielsetzung grundsätzlich international geteilt wird, 
stellt sich aus Sicht der Partnerländer die Frage, ob es wünschenswert ist, 
die Mittel, die eigentlich für „nationale Entwicklungsaufgaben“ verwendet 
werden sollen, nun für die Verfolgung globaler Ziele (etwa der Klimafinan-
zierung) einzusetzen oder ob es hierfür zusätzlicher Finanzierungsquellen 
bedarf (vgl. Kaul 2013). Es könnte daher zukünftig verstärkt zu politischen 
Kontroversen um Mittelbereitstellung für globale Umweltziele oder natio-
nale Entwicklungsmaßnahmen kommen.
Ziele und Motive für Entwicklungszusammenarbeit haben sich langfristig 
betrachtet stark gewandelt. Neben den kurz- und längerfristigen Zielsetzun-
gen im Eigeninteresse ist bei Gebern darüber hinaus meist ein genuines 
Interesse erkennbar, Länder uneigennützig in ihren Entwicklungsprozessen 
zu unterstützen. Dabei steht insbesondere das Ziel, Armut in den Partnerlän-
dern zu verringern, im Vordergrund.
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Hinweise für eine nicht überwiegend an Eigeninteressen ausgerichteten EZ-
Politik kann etwa die Bereitschaft sein, EZ für arme Länder bereitzustel-
len. Die in den meisten Geberländern vorhandene entwicklungspolitische 
Lobby für eine „uneigennützige EZ“ ist oft eine nicht zu unterschätzende 
gesellschaftliche Kraft. Traditionell sind die Kirchen und andere zivilge-
sellschaftliche Gruppen bei entwicklungspolitischen Themen engagiert. 
Nichtregierungsorganisationen (Non-Governmental Organisations / NGOs) 
können allerdings durchaus auch eigennützige Interessen verfolgen, etwa 
wenn es darum geht, Fördermittel einzuwerben.
1.3 Was soll mit Entwicklungszusammenarbeit erreicht 
 werden?
Die Millenniums-Entwicklungsziele
Mit den sogenannten Millenniums-Entwicklungszielen (Millennium Devel-
opment Goals / MDGs) verfügt die internationale Gemeinschaft über einen 
anerkannten Referenzrahmen für globale Ziele. Die MDGs wurden auf UN-
Ebene entwickelt und im Jahr 2000 von den Mitgliedsstaaten verabschiedet. 
Sie legen unter anderem fest, dass bis zum Jahr 2015 die Zahl der Men-
schen, die in extremer Armut leben, um die Hälfte reduziert werden soll. 
Zu den acht MDGs zählen Zielsetzungen im Bereich Ernährung, Bildung, 
Gesundheit, Gleichstellung der Geschlechter, Sicherung der ökologischen 
Nachhaltigkeit sowie der Aufbau einer weltweiten Entwicklungspartner-
schaft.
In Entwicklungsländern sind die MDGs vielfach eine Basis für Regierun-
gen und Geber, sich auf gemeinsame Ziele zu verständigen; sie haben ge-
holfen, politische Prioritäten zu setzen und den Konsens zu allgemein aner-
kannten Zielen stark befördert. Der Zielkatalog hat allerdings Schwächen. 
Einerseits sind die Ziele relativ vielfältig und anspruchsvoll, andererseits 
decken sie nicht alle relevanten Aspekte ab – etwa hinsichtlich guter Re-
gierungsführung (good governance) oder des Erhalts der natürlichen Le-
bensgrundlagen. Die MDGs geben auch wenig Auskunft zu der Frage, wie 
die Ziele zu erreichen sind und was sie für einzelne Länder oder Regionen 
bedeuten.
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Abbildung 2: Die Millenniums-Entwicklungsziele
1.   Extreme Armut 
und Hunger 
 beseitigen
 • Die Zahl der Menschen, die von weniger als einem 
US-Dollar pro Tag leben, soll um die Hälfte gesenkt 
werden
 • Der Anteil der Menschen, die unter Hunger leiden, 
soll um die Hälfte gesenkt werden
2.   Grundschulaus-
bildung für alle 
Kinder gewähr-
leisten
 • Alle Jungen und Mädchen sollen eine vollständige 
Grundschulausbildung erhalten
3.   Gleichstellung 
und größeren Ein-
fluss der Frauen 
fördern
 • In der Grund- und Mittelschulausbildung soll bis 
zum Jahr 2005 und auf allen Ausbildungsstufen bis 
zum Jahr 2015 jede unterschiedliche Behandlung 
der Geschlechter beseitigt werden
4.   Die Kindersterb-
lichkeit senken
 • Die Sterblichkeit von Kindern unter fünf Jahren soll 
um zwei Drittel gesenkt werden
5.   Die  Gesundheit 
der Mütter 
 verbessern
 • Die Müttersterblichkeit soll um drei Viertel gesenkt 
werden
6.   HIV/Aids, Ma-
laria und andere 
Krankheiten be-
kämpfen
 • Die Ausbreitung von HIV/Aids soll zum Stillstand 
gebracht und zum Rückzug gezwungen werden
 • Der Ausbruch von Malaria und anderer schwerer 
Krankheiten soll unterbunden und ihr Auftreten 
zum Rückzug gezwungen werden
7.   Eine nachhaltige 
Umwelt gewähr-
leisten
 • Die Grundsätze der nachhaltigen Entwicklung sol-
len in der nationalen Politik übernommen werden; 
dem Verlust von Umweltressourcen soll Einhalt ge-
boten werden
 • Die Zahl der Menschen, die über keinen nachhal-
tigen Zugang zu gesundem Trinkwasser verfügen, 
soll um die Hälfte gesenkt werden
 • Bis zum Jahr 2020 sollen wesentliche Verbesse-
rungen in den Lebensbedingungen von zumindest 
100 Millionen Slumbewohnern erzielt werden
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 • Ein offenes Handels- und Finanzsystem, das auf fes-
ten Regeln beruht, vorhersehbar ist und nicht diskri-
minierend wirkt, soll weiter ausgebaut werden. Dies 
schließt eine Verpflichtung zu guter Staatsführung, 
zur Entwicklung und zur Beseitigung der Armut so-
wohl auf nationaler wie auf internationaler Ebene ein
 • Auf die besonderen Bedürfnisse der am wenigsten 
entwickelten Länder muss entsprechend eingegan-
gen werden. Dazu gehören der zoll- und quotenfreie 
Marktzugang für die Exporte dieser Länder; die 
verstärkte Schuldenerleichterung für die hochver-
schuldeten armen Länder; die Streichung aller bila-
teralen öffentlichen Schulden dieser Länder; sowie 
eine großzügigere Entwicklungshilfe für Länder, 
die wirkliche Anstrengungen zur Senkung der Ar-
mut unternehmen
 • Auf die besonderen Bedürfnisse der Binnenstaaten 
und der kleinen Inselentwicklungsländer muss ent-
sprechend eingegangen werden
 • Die Schuldenprobleme der Entwicklungsländer mit 
niedrigen und mittleren Einkommen müssen durch 
Maßnahmen auf nationaler und internationaler Ebe-
ne umfassend und wirksam angegangen werden, 
damit ihre Schulden auf lange Sicht tragbar werden
 • In Zusammenarbeit mit den Entwicklungsländern 
soll für die Schaffung menschenwürdiger und pro-
duktiver Arbeitsplätze für junge Menschen gesorgt 
werden
 • In Zusammenarbeit mit der pharmazeutischen In-
dustrie sollen lebenswichtige Medikamente in den 
Entwicklungsländern zu erschwinglichen Preisen 
verfügbar gemacht werden
 • In Zusammenarbeit mit dem Privatsektor sollen die 
Vorteile der neuen Technologien, insbesondere der 
Informations- und Kommunikationstechnologien, 
verfügbar gemacht werden
Quelle: http://www.unric.org/html/german/mdg/index.html  
(Zugriff: 06.03.2012)
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Kasten 1: Nachhaltigkeit in der Entwicklungszusammenarbeit
Entwicklungszusammenarbeit ist wesentlich vom Grundsatz der Nach-
haltigkeit geprägt. Nachhaltigkeit zielt auf dauerhaft tragfähige Struk-
turen; sie vermeidet eine kurzfristige Betrachtungsweise, die weiterge-
hende Wirkungen einer Strategie oder eines Projektes vernachlässigt. 
Nachhaltigkeit bezieht sich auf vier verschiedene Ebenen (vgl. Heller 
2011):
 • Budgetäre Nachhaltigkeit: Sie erfordert, dass Vorhaben und Strate-
gien dauerhaft finanziert werden. Ein EZ-Projekt, welches beispiels-
weise nur den Bau einer neuen Berufsschule vorsieht, aber nicht die 
Löhne und Gehälter des Personals und den Unterhalt des Gebäudes 
in den Planungen (also im entsprechenden Haushaltsplan) berück-
sichtigt, wäre unter budgetären Gesichtspunkten nicht tragfähig und 
damit nicht nachhaltig.
 • Programmatische Nachhaltigkeit: Führt ein EZ-Beitrag dazu, dass 
das zu lösende Problem tatsächlich verringert wird? Grundsätzlich 
können EZ-Aktivitäten so geplant sein, dass sie keinen dauerhaft 
wirksamen Entwicklungsfortschritt hervorbringen. So wäre bei-
spielsweise die Förderung neuer Staatsunternehmen kein sinnvoller 
Schritt, Versorgungsengpässen zu begegnen. Er könnte zur Schaffung 
neuer Probleme beitragen, wenn nicht leistungsfähige Unternehmen 
dauerhaft subventioniert werden müssen.
 • Operative Nachhaltigkeit: Ein neues Krankenhaus in einer entlege-
nen ländlichen Region könnte Schwierigkeiten haben, medizinisches 
Fachpersonal anzuwerben, wenn der Standort sehr unattraktiv ist – 
die operative Nachhaltigkeit wäre gefährdet.
 • Ökologische Nachhaltigkeit: Wenn ein Vorhaben die natürlichen 
Ressourcenbasis schädigt (etwa durch ungeeigneten Holzeinschlag 
in einem Primärwald), ist ökologische Nachhaltigkeit nicht gegeben.
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Ein Folgeabkommen zu den MDGs7
Seit dem Herbst 2012 werden die ersten Schritte zur Ausarbeitung einer 
neuen globalen Entwicklungsagenda unternommen. Es geht darum, ein 
Nachfolgeabkommen für die Millennium Development Goals zu entwerfen, 
das nach 2015 gelten soll. Vieles ist noch unklar. So lässt sich nicht abse-
hen, ob tatsächlich ein breiter Konsens vieler Länder erreicht wird, oder 
für ein Post-MDG-Dokument nur eine „Koalition der Willigen“ zustande 
kommt. Ein hochrangiges internationales Beratergremium wurde durch 
VN-Generalsekretär Ban Ki-moon einberufen, um Vorschläge für die neue 
Entwicklungsagenda zu erarbeiten. Von deutscher Seite arbeitet der ent-
wicklungspolitisch versierte ehemalige Bundespräsident Horst Köhler in 
dem Gremium mit. Bis zum nächsten MDG-Gipfel bei der VN-Generalver-
sammlung im September 2013 soll das Beratergremium Vorschläge für ein 
neues Zielsystem vorlegen.
Die Kontroversen um ein MDG-Nachfolgeabkommen sind unterschied-
licher Art. Sollen beispielsweise die ursprünglichen MDGs inhaltlich nur 
verbessert werden oder ist es an der Zeit, ein komplett neues Rahmenwerk 
zu entwerfen? Wie sollte der Verhandlungsprozess gestaltet sein? Haben 
überhaupt alle Länder – etwa die USA, die eine MDG-kritische Haltung 
erkennen lassen, oder die Schwellenländer ein Interesse an einer neuen Ent-
wicklungsagenda? Schließlich: Mit welchen Mitteln und Instrumenten kön-
nen neue Ziele erreicht werden?
In Erwartung zahlreicher Debatten und zäher Beratungsprozesse ist es not-
wendig, die wichtigen Punkte zu benennen. Dabei gilt es, drei Herausforde-
rungen zu berücksichtigen: 
1. Armuts- und Umweltagenda verknüpfen: Globale Armutsreduzierung und 
sozialer Fortschritt können sich nur im Rahmen nachhaltiger Entwicklung 
und in Einhaltung planetarer Grenzen vollziehen. Der Rio+20-Gipfel (im 
Sommer 2012) hat dies anerkannt, indem er eine Expertengruppe mit der 
Ausarbeitung von Sustainable Development Goals (SDGs) bis zur VN-Ge-
neralversammlung im September 2013 beauftragte. Wie so häufig wurden 
damit Parallelstrukturen innerhalb der Vereinten Nationen geschaffen. Das 
Mandat der SDG-Gruppe überschneidet sich mit dem der MDG-Experten-
gruppe. Der Überschneidung liegt ein langjähriger Zielkonflikt zwischen 
7 Die Absätze in diesem Abschnitt basieren mit einigen Änderungen auf Janus / Klingebiel 
(2012).
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der Agenda traditioneller Armutsreduzierung und der Agenda nachhaltiger 
Entwicklung zugrunde, der bis in die 1980er Jahre zurückgeht. Für Armuts-
reduzierung sind Wirtschaftswachstum und soziale Sicherheitssysteme not-
wendig, was mit gesteigertem Ressourcenverbrauch verbunden ist, wohin-
gegen ökologische Nachhaltigkeit auf die Einhaltung planetarer Grenzen 
abzielt. Oft sind solche Zielkonflikte nur schwer zu lösen. Dennoch gibt es 
eine Vielzahl von Bekenntnissen und Ansätzen, um nachhaltige Entwick-
lung besser mit Armutsreduzierung zu verknüpfen. Dies belegen unter an-
derem Initiativen zu “inclusive green growth”. Für die Post-2015-Verhand-
lungen ist es deshalb wichtig, dass alle Beteiligten die Chance nutzen, beide 
Agenden, MDG und SDG, zusammenzuführen.
2. Kein sinnvoller „globaler Rahmen“ ohne Schwellenländer: Jede globale 
Übereinkunft muss von einem breiten Konsens getragen werden. Für den 
Post-2015-Prozess ist daher fundamental, dass dynamische Volkswirtschaf-
ten wie China, Indonesien und Brasilien (zusammen mit anderen Länder-
gruppen) frühzeitig nicht nur in die Diskussions- und Verhandlungsprozesse 
einbezogen werden, sondern diese aktiv mitgestalten. Ansonsten wird ein 
neuer globaler Zielkatalog keine ausreichende Akzeptanz finden und nur 
schwer oder gar nicht umzusetzen sein. Die Verhandlungsprozesse müssen 
deshalb für neue Ideen, Anliegen und Perspektiven offen sein. Es ist noch 
weitgehend unklar, wie die Länder dieser Gruppe überhaupt zur Notwen-
digkeit einer Post-2015-Agenda stehen. Für den Post-2015-Vorbereitung-
prozess ist daher ein auf allen Ebenen geführter Dialog (formale Konsultati-
onen, offene Diskussionsformate etc.) über Sinn, Nutzen und Ausgestaltung 
globaler Entwicklungsziele elementar. Deutschland sowie die europäischen 
Akteure sind gut beraten, wenn sie dies zu einem ihrer Kernanliegen des 
Vorbereitungsprozesses machen.
3. Hilfe-Fokus zu eng: Unterstützung von Entwicklungsländern durch Ent-
wicklungszusammenarbeit (EZ) war und ist ein wichtiges Instrument, um 
Fortschritte bei den MDGs zu erreichen. Dies wird weiterhin für eine Reihe 
von armen und fragilen Ländern wichtig, vielfach sogar zentral bleiben; die 
Debatte um EZ-Wirksamkeit bleibt auch aus diesem Grund aktuell. Gleich-
zeitig hat der EZ-Fokus der vergangenen Jahre dazu beigetragen, andere 
Bereiche auszublenden. So ist das Klischee vom EZ-abhängigen Entwick-
lungsland zunehmend unzutreffend. Für immer mehr Länder spielt EZ eine 
nur marginale Rolle. Wenn der Post-MDG-Ansatz global sein will, sollte 
deutlich werden, dass EZ nur eine Teilantwort sein kann. Selbst arme Ent-
wicklungsländer finanzieren durch Steuern etc. zu einem großen Teil ihre 
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Entwicklungsanstrengungen selbst. Darüber hinaus sollten für die Post-
2015-Diskussionen der globale Rahmen und die Weltwirtschaftsordnung 
sehr viel mehr Beachtung finden. Wie können beispielsweise die internati-
onalen Finanzmärkte so gestaltet werden, dass sie möglichst entwicklungs-
förderlich sind und im Fall ihres Versagens, keine großen Schäden anrich-
ten? Dies ist nicht zuletzt im Interesse der OECD-Länder selbst. Hier sind 
innovative Ansätze gefragt und könnten gerade auf EU-Ebene befördert 
werden. Ein wichtiger europäischer Beitrag könnte darin bestehen, dass die 
EU darauf hinwirkt, internationale Regelungen („internationale Regime“) 
in unterschiedlichen Politikfeldern (etwa zu internationalen Kapitalflüssen) 
entwicklungsfreundlich zu gestalten.
2 EZ-Akteure: Die neue Vielfalt der Geber
„Alte Geber“ – „Neue Geber“
Entwicklungszusammenarbeit wird von unterschiedlichen Gebern angebo-
ten. Grundsätzlich können drei Gebergruppen unterschieden werden (Zim-
mermann / Smith 2011, 724 ff.), die durch unterschiedliche EZ-Modelle 
geprägt sind:
1. Die traditionellen Geber haben sich im Rahmen des OECD-Entwick-
lungshilfeausschusses (DAC) zusammengeschlossen. Dem DAC gehö-
ren 24 Mitglieder an (23 Staaten wie Deutschland, Frankreich, Groß-
britannien, Japan, USA etc. sowie die Kommission der Europäischen 
Union); die Weltbank, der Internationale Währungsfonds (IWF) und das 
Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen (United Nations Deve-
lopment Programme / UNDP) wirken als Beobachter mit. Das DAC gilt 
weithin als das Gremium der „klassischen Geberländer“ (mit Ausnah-
me von Südkorea, das erst 2010 Mitglied wurde), die weiterhin 70 bis 
90 % der weltweiten EZ-Mittel zur Verfügung stellen. Der Ausschuss ist 
gleichzeitig ein wichtiges Forum für die Erfassung von EZ-Leistungen 
(Statistiken etc.) und -Standards (also Vereinbarungen etwa zu Definitio-
nen und Normen). Der Ausschuss hat Kriterien für eine „wirksame EZ“ 
definiert und damit die Instrumentalisierung von EZ für andere Politiken 
(außenwirtschaftliche Interessen, sicherheits- und außenpolitische Ziel-
setzungen etc.) zu mindern versucht.
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2. Die Gruppe der arabischen Geber leistet seit den 1970er Jahren EZ; sie 
ist daher im engeren Sinne nicht Teil der sogenannten „neuen Geber“. 
Dieser Gruppe gehören u. a. Kuwait, Saudi Arabien und die Vereinigten 
Arabischen Emirate an, die rund 90 % der arabischen EZ aufbringen 
(Walz / Ramachandran 2011, 11). Arabische Geber haben zeitweilig im 
Vergleich zu ihrer Wirtschaftskraft sehr hohe EZ-Beträge zur Verfügung 
gestellt (bis zu 1,5 % des BNP). Traditionell sind andere arabische Staa-
ten Hauptnutznießer der Hilfe; Subsahara-Afrika erhält allerdings zu-
nehmend mehr Unterstützung von arabischen Gebern.
3. Die dritte Gruppe sind die sogenannten „neuen Geber“ (emerging do-
nors); zu dieser Gruppe gehören u. a. China, Indien, Brasilien, Chile, Ve-
nezuela, Mexiko und Südafrika. Deren Kooperation mit Entwicklungs-
ländern wird als Süd-Süd-Zusammenarbeit umschrieben und bringt da-
mit den Anspruch einer horizontalen Kooperationsbeziehung (statt der 
traditionellen vertikalen Nord-Süd-Zusammenarbeit) zum Ausdruck. 
Ein wichtiges Unterscheidungsmerkmal zu traditionellen Gebern ist zu-
dem ein anderes Entwicklungsverständnis (Brautigam 2009), das sich in 
politischen Fragen bewusst zurückhält (Prinzip der Nicht-Einmischung). 
Neue Geber heben meist den gegenseitigen Nutzen der Zusammenarbeit 
hervor. Das wirtschaftliche Eigeninteresse wird stärker betont werden 
und eine Verknüpfung mit kommerziellen Instrumenten häufig aus-
drücklich angestrebt (während DAC-Geber eine Vermengung entwick-
lungspolitischer mit außenwirtschaftlichen Interessen zu vermeiden su-
chen). Neue Geber bevorzugen oftmals Infrastrukturprojekte bei ihrer 
Zusammenarbeit (Transportinfrastruktur, Energievorhaben, öffentliche 
Gebäude wie beispielsweise Außenministerien etc.); ressourcenreiche 
Länder wie Angola, Nigeria und Sudan spielen als Kooperationspartner 
zudem eine große Rolle.
Neben den staatlichen EZ-Gebern gibt es eine große Anzahl nichtstaatlicher 
bzw. privater Geber. Zahlreiche internationale nichtstaatliche Organisatio-
nen sind in der Entwicklungszusammenarbeit und der Humanitären Hilfe 
tätig. Sie finanzieren sich aus öffentlichen Zuwendungen und privaten Spen-
den oder Mitgliedsbeiträgen. Die Deutsche Welthungerhilfe zählt beispiels-
weise zu den großen internationalen NGOs.
Seit den 1990er Jahren treten darüber hinaus zunehmend private Stiftun-
gen (philanthropische Geber) in der EZ in Erscheinung, die ihre Arbeit 
aus einem Stiftungsvermögen finanzieren. Die Arbeit der Stiftungen hat 
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mittlerweile einen spürbaren Umfang erreicht, der einem Anteil der DAC-
Geber von ca. 6 %–8 % entspricht. Die Bill and Melinda Gates Foundati-
on (BMGF), die derzeit größte Stiftung, überrundet mit Ausgaben von 2,3 
Mrd. US$ deutlich kleinere öffentliche Geber wie Finnland und Portugal 
(Lundsgaarde 2010).
Bi- und multilaterale Entwicklungszusammenarbeit
In der entwicklungspolitischen Diskussion wird üblicherweise zwischen bi- 
und multilateraler EZ unterschieden. Bilaterale EZ wird von einem einzel-
nen Staat, multilaterale EZ von einer internationalen Einrichtung vergeben 
(vgl. Klingebiel 2012a; Nuscheler 2006, 508 ff.). Grundsätzlich bevorzugen 
staatliche Geber die bilaterale gegenüber der multilateralen EZ; nur knapp 
30 % wird über multilaterale Stellen (einschließlich der EU) zur Verfügung 
gestellt, wobei beispielsweise Schweden multilateralen Strukturen sehr viel 
offener gegenübersteht als etwa die USA.
Die bilaterale EZ eröffnet dem einzelnen Geber verschiedene Vorteile. Er 
kann sehr viel unmittelbarer die Ausrichtung der Hilfe bestimmen, sowohl 
bei den Themen als auch bei der Auswahl der Länder. Dies verschafft ihm 
eine höhere Sichtbarkeit im eigenen Land (gegenüber dem Parlament, der 
Öffentlichkeit etc.) aber auch im Partnerland. Auch lassen sich etwaige 
Eigeninteressen sehr viel unmittelbarer in bilateraler EZ berücksichtigen, 
etwa durch direkte oder indirekte Bevorzugung von Unternehmen aus dem 
Geberland oder durch das Vorenthalten von EZ zur außenpolitischen Sank-
tionierung des Partnerlandes. Bilaterale Geber nehmen teilweise für sich in 
Anspruch, rascher, flexibler und unbürokratischer als multilaterale Akteure 
agieren zu können.
Multilaterale EZ bietet andere tatsächliche oder vermeintliche Vor- und 
Nachteile. Partnerregierungen haben teilweise bessere Mitwirkungs-
möglichkeiten an Entscheidungsprozessen von multilateraler EZ, weil 
sie selbst in den Aussichtsgremien vertreten sind (etwa in UN-Fonds und 
-Programmen). Dies erhöht die Legitimität der EZ in den Partnerländern. 
Eigeninteressen von einzelnen Geberländern können sich deutlich weniger 
niederschlagen, multilaterale EZ galt daher vor allem in der Vergangenheit 
als weniger „politisiert“. Durch das Zusammenbringen von Ressourcen 
(pooling) können außerdem größere Aufgaben gemeistert werden, die ein-
zelne bilaterale Geber überfordern; dadurch kann das Risiko eines klein-
teiligen Vorgehens („Projektitis“) reduziert werden. Zudem können größe-
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re Risiken (etwa in fragilen Ländern) gemeinschaftlich besser geschultert 
und das Risiko der Entstehung von sogenannten Hilfswaisen (aid orphans) 
kann verringert werden. Multilaterale Akteure nehmen außerdem z. T. an-
dere Aufgaben wahr als bilaterale Geber. Einige UN-Einrichtungen haben 
beispielsweise wichtige internationale Normensetzungsfunktionen; die EU-
Institutionen sind nicht nur ein weiterer europäischer Geber, sondern haben 
in zunehmendem Maße eine Koordinierungsfunktion für das europäische 
EZ-System.
Nachteilig wirkt sich die kaum zu überblickende Zahl von multilateralen 
Stellen aus – der Entwicklungshilfeausschuss der OECD zählt 264 Stellen. 
Es ist ein multilaterales „Nicht-System“ mit zahlreichen Überlappungen 
und hohen Koordinationskosten entstanden (Reisen 2009). Auch wenn Zer-
splitterung ein Merkmal des multilateralen EZ-Systems ist, lässt sich in der 
Realität eine Konzentration auf wenige Akteure feststellen. Mehr als 80 % 
der multilateralen EZ entfällt auf fünf Hauptakteure (OECD/DAC 2011a):
 • den Europäischen Entwicklungsfonds und das EZ-Budget der EU,
 • die Weltbankgruppe,
 • die Asiatische und die Afrikanische Entwicklungsbank (Regional-
banken),
 • die UN-Fonds und -Programme (worunter allerdings eine Reihe von 
Einrichtungen fällt),
 • den Global Fund zur Bekämpfung von HIV/AIDS, Tuberkulose und 
 Malaria.
Neuere Diskussionen zur multilateralen EZ beziehen sich neben den o. g. 
Punkten verstärkt auf folgende Aspekte:
 • EZ-Wirksamkeit und Perspektive der Partnerländer: Ob bi- oder mul-
tilateraler EZ bestimmte Vor- oder Nachteile aufweist, muss vorrangig 
aus Sicht der Partnerseite und damit der Perspektive der „Wirksamkeit“ 
betrachtet und bewertet werden. Wenn ein fragmentiertes EZ-System 
insgesamt nachteilig für die Partnerseite ist (hohe Transaktionskosten, 
wenig Transparenz, hohe Overhead-Kosten zum Unterhalt des Systems 
etc.), stellt sich nicht vorranging die Frage nach „bi- und/oder multi-
lateraler EZ“ (wie dies in der Vergangenheit oft der Fall war), sondern 
grundsätzlicher nach einer sinnvollen Angebotsstruktur auf der Geber-
seite. Die Fokussierung auf „bilateral“ oder „multilateral“ ist daher nur 
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begrenzt hilfreich; vielmehr spielen andere Fragen (etwa die EZ-Ins-
trumente, Möglichkeiten zur Nutzung nationaler Systeme) eine große 
Rolle.
 • „Neue Sichtbarkeit”: Vor dem Hintergrund neuer Vorgehensweisen auf 
Länderebene (größere Bedeutung von geberübergreifenden Sektordi-
alogen etc.) und neueren EZ-Ansätzen (Korbbeiträge, Budgethilfen 
etc.) stellt sich die Frage der besseren Sichtbarkeit bei der bilateralen 
EZ heute in veränderter Form (vgl. Vollmer 2012). Partnerregierungen 
und in Partnerländern vertretene Geber beurteilen EZ-Beiträge deutlich 
stärker mit Blick auf die entwicklungspolitischen Wirkungen und die 
Integration in nationale Prozesse des Partnerlandes. Demgegenüber tritt 
das einzelne Projekt, das einem spezifischen Geber zuzuordnen ist, in 
den Hintergrund. Eine hohe Sichtbarkeit kann z. B. in Partnerländern 
mitunter eher über Budgethilfen und andere Programmfinanzierungs-
beiträge erreicht werden als mit klassischen bilateralen Projekten. Die 
qualitativ gute Beteiligung an Vor-Ort-Dialogprozessen hat einen hohen 
Stellenwert für Sichtbarkeit. Insgesamt verliert dadurch das klassische 
Argument für bilaterale EZ – bessere Sichtbarkeit im Partnerland – an 
Bedeutung.
 • Länder- und sektorbezogene Arbeitsteilung: Vor dem Hintergrund der 
Wirksamkeitsdebatten sind Fragen der Arbeitsteilung zwischen Gebern 
von großer Bedeutung. Die zunehmende Länderkonzentration von bila-
teralen Gebern führt u. a. dazu, dass in einer Reihe von Partnerländern 
(hierbei z. T. überproportional „schwierige Partnerländer“) die Zahl der 
bilateralen Geber und das EZ-Volumen abnimmt, während zumindest 
die großen multilateralen EZ-Akteure ein breites Vertretungsnetz be-
wusst weiter unterhalten sollen (multilaterale EZ als “donor of last re-
sort”) (vgl. Klingebiel 2012a). Ähnliches gilt für Fragen der sektoralen 
Arbeitsteilung innerhalb von Partnerländern.
 • Globale öffentliche Güter (global public goods): Der Kontext, in dem 
Entwicklungszusammenarbeit stattfindet, verändert sich mit einem ho-
hen Tempo. Entwicklungspolitische Herausforderungen wurden in der 
Vergangenheit insbesondere als Herausforderung auf Ebene des jeweili-
gen Staates betrachtet. Aufgrund der zunehmenden grenzüberschreiten-
den Dimension von Themen (Sicherheit, Auswirkungen des Klimawan-
dels, Migration, Nahrungsmittelsicherheit etc.), die für Entwicklungs-
politik und darüber hinaus wichtig sind, ist eine solche Sichtweise kaum 
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noch angemessen. Entwicklungspolitische Aufgaben werden zuneh-
mend im Zusammenhang mit der Bereitstellung von öffentlichen Gütern 
zu behandeln sein (vgl. Kaul 2013). In diesem Rahmen wird es vielfach 
um öffentliche Güter auf globaler und regionaler Ebene gehen. Um an 
der Bereitstellung globaler und regionaler öffentlicher Güter mitzuwir-
ken, haben multilaterale Akteure Vorzüge. Die Schwierigkeiten, die bei 
kollektiven Handlungsmustern entstehen, dürften durch multilaterale 
Akteure besser zu bearbeiten sein als durch eine Vielzahl von einzel-
staatlichen Ansätzen.
 • Normen und Standards: Schließlich haben u. a. die Beispiele der Mill-
enniums-Entwicklungsziele und die EZ-Wirksamkeitsagenda (mit den 
hochrangigen Veranstaltungen in Paris, Accra und Busan) gezeigt, dass 
in unterschiedlichen Bereichen die Setzung von internationalen Nor-
men und Standards für globale, regionale und nationale Politiken (der 
Partnerländer, der Geber etc.) nur durch multilaterale Akteure erfolgen 
kann. Aufgrund ihrer Legitimität sind multilaterale Organisationen für 
die Normensetzung besonders verantwortlich.
Ein Trend, der im Begriff ist, das multilaterale System langfristig stark zu 
verändern, ist die Zweckbindung von Mitteln an multilaterale Einrichtun-
gen (Mahn 2012). Geber stellen Mittel etwa dem Entwicklungsprogramm 
der Vereinten Nationen oder der Weltbank mit genauen Auflagen zur Verfü-
gung. So werden beispielsweise Mittel als für den Treuhandfonds verfügbar 
gemacht, damit zu einem bestimmten Thema (etwa Senkung der Mütter-
sterblichkeit) in einem vorgegebenen Land gearbeitet werden kann. Diese 
Vorgaben führen dazu, das die eigentlichen Merkmale von multilateraler EZ 
– die gemeinsame Festlegung der Prioritäten in den entsprechenden Auf-
sichtsgremien – nicht oder nur noch teilweise zum Tragen kommen. Beob-
achter kritisieren diesen Trend als „Bilateralisierung der multilateralen EZ“ 
(vgl. Weinlich 2012, 162 f.).
Seit den 1990er Jahren werden sogenannte „vertikale Fonds“ verstärkt ge-
gründet und teilweise mit hohen Beträgen ausgestattet. Vertikale Fonds sind 
ebenfalls auf ein bestimmtes inhaltliches Ziel spezialisiert und können da-
her vergleichsweise rasch bei neu auftretenden Themen flexibler und zielge-
richteter antreten. Bekannt ist vor allem der „Global Fund“, der sich auf die 
Reduzierung von HIV/Aids, Tuberkulose und Malaria konzentriert.
Die EZ der EU-Institutionen, finanziert aus Mitteln des Europäischen Ent-
wicklungsfonds (EEF) und zu einem geringeren Anteil aus europäischen 
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Haushaltsmitteln, beläuft sich auf rund 18 % der gesamten EZ der EU-Mit-
gliedsstaaten des DAC, womit die Europäische Kommission größter Geber 
in der EU ist. Die EZ der EU-Institutionen hatte 2010 einen Umfang 13 
Mrd. US$; die im DAC vertretenen EU-Mitgliedsstaaten stellen insgesamt 
mehr als die Hälfte (55 %, 2010) der gesamten EZ der DAC-Mitglieder zur 
Verfügung (OECD/DAC 2011b, 140, 154 f.). Die EU als supranationaler 
Geber ist ein spezifischer Fall, der nur sehr eingeschränkt der „multilatera-
len EZ“ zugeordnet und eher mit dem Begriff des „kollektiven Bilateralis-
mus“ beschrieben werden kann (Klingebiel 2012a).
Die EU ist das einzige Mitglied des DAC, das in dreifacher Funktion in Er-
scheinung tritt. (i) Die EU stellt zum einen selbst EZ für Entwicklungslän-
der bereit, (ii) zum anderen tritt sie auch als Geber gegenüber multilateralen 
Einrichtungen auf und leitet entsprechende Mittel weiter. (iii) Zusätzlich 
wirkt die EU als Katalysator zwischen den EU-Mitgliedsstaaten sowie der 
Kommission für abgestimmte Vorgehensweisen gegenüber multilateralen 
Einrichtungen und Partnerländern (vgl. Furness 2012; Grimm 2010). Insge-
samt ist es daher angemessen, die EZ der EU nicht als Teil der multilateralen 
EZ zu verstehen und zu behandeln.
Die Frage der Komplementarität im Bereich der EZ stellt sich für die EU in 
mehrfacher Hinsicht (vgl. Grimm 2010; Furness 2012). Vorrangig geht es 
um die Komplementarität zwischen Union und Mitgliedsstaaten. Der Ver-
trag von Maastricht sah vor, dass die Politik der EU-Institutionen die Politik 
der Mitgliedsstaaten ergänzen soll. Der Vertrag von Lissabon hat die Bedeu-
tung der EU als eigenständigen Geber weiter gestärkt. Die Politik der EU 
und ihrer Mitgliedsstaaten sollen sich nun gegenseitig ergänzen (“shared 
parallel competences”). Eine weitere wichtige und zunehmend diskutierte 
Dimension bezieht sich auf die Komplementarität der EZ zwischen den EU-
Mitgliedsstaaten.
Die Wirksamkeit der gemeinschaftlichen EZ der EU-Institutionen ist seit 
Ende der 1990er Jahre durch eine Reihe von Reformen deutlich verbessert 
worden. Es ist nun wichtig, weitere Schritte zur Verbesserung der Kohä-
renz der europäischen EZ insgesamt zu unternehmen. Der Verhaltenskodex 
zur Arbeitsteilung von 2007 und die Initiativen zur Einführung von ge-
meinsamer Programmierung bieten wichtige Voraussetzungen für weitere 
Fortschritte.
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3 Partnerländer: Die Ausdifferenzierung der Partner in 
Entwicklungsregionen
Über längere Zeiträume betrachtet fanden für die Gruppe der Länder, die 
als Empfänger von EZ durch die OECD/DAC-Gebergruppe anerkannt 
sind, weitreichende Veränderungen statt. Zwischen 1970 und 2010 kamen 
insgesamt 15 „Empfänger“ hinzu, während im gleichen Zeitraum 35 „Emp-
fänger“ von der Liste genommen wurden (OECD/DAC 2011b, 225). Die 
Anpassungen reflektieren einerseits politische Veränderungen und Ein-
schätzungen, etwa aufgrund des Zerfalls der früheren Sowjetunion und 
der sich daraus ergebenden Notwendigkeit, neue Länder als eigenständi-
ge „Empfänger“ aufzunehmen, oder neue politische Rahmenbedingungen, 
etwa durch die Überwindung des Apartheidsystems in Südafrika. Sie spie-
geln andererseits die ökonomischen Fortschritte von Entwicklungsländern 
wider, da mehrheitlich solche Länder von der Liste gestrichen wurden, die 
starke Einkommenszuwächse erzielen konnten (u. a. Katar und Singapur).
Die zunehmende Konvergenz von Entwicklungsmerkmalen der industriali-
sierten Welt (OECD-Länder) und ehemals nichtindustrialisierten Ländern 
(vgl. Spence 2011) wird durch die Zugehörigkeit Südkoreas zum Entwick-
lungshilfeausschuss der OECD seit dem Jahr 2010 unterstrichen. Damit 
setzt sich ein Strukturwandel fort, der nicht ausschließlich die Ausdifferen-
zierung des „Südens“, sondern ebenso eine neue Ausgestaltung von Länder-
gruppen und -koalitionen umfasst. Es verändern sich nicht allein die Profile 
einzelner Länder, sondern damit einhergehend auch globale Diskussions- 
und Aushandlungsprozesse (sichtbar etwa durch die Bildung der Gruppe 
der 20 / G20) sowie globale Akteurskonstellationen und -perzeptionen (Rise 
of the Global South) (vgl. Chaturvedi / Fues / Sidiropoulos 2012).
Vorrangig orientieren sich Ländereinteilungen weiterhin an Einkommens-
gruppen; dies gilt auch für die OECD/DAC-Empfängerliste und vergleich-
bare Länderkategorien. Für die EZ ist ein solches Einteilungssystem ele-
mentar, da es den potentiellen Kreis von Empfängern anhand von Bedürf-
tigkeit bzw. eines Mangels an Ressourcen (also: Länder unterhalb einer 
Einkommensschwelle) ordnet. Dieses Vorgehen gerät aus zwei Gründen 
unter Druck.
 • Erstens befindet sich die globale Wohlfahrtsituation in einem grundle-
genden Strukturwandel zugunsten des „Südens“. EZ geht von einem 
Umverteilungsansatz aus, welcher voraussetzt, dass der Kreis der Geber 
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über einen erheblichen Anteil der weltweiten Wirtschaftskraft verfügt 
und bereit ist, Teile hiervon als EZ für Entwicklungsländer bereitzustel-
len. Umgekehrt unterstellt das Modell, dass Entwicklungsländer einen 
erheblichen Ressourcenmangel aufweisen und daher EZ-Mittel benöti-
gen. Das EZ-System ist daher von einer Nord-Süd-Dichotomie geprägt. 
Eine solche Betrachtungsweise gibt die tatsächlichen Verhältnisse aller-
dings zunehmend verzerrend wider. Global betrachtet hat in den 2000er 
Jahren eine signifikante Verlagerung der globalen Wohlstandssituation 
stattgefunden; dieser Strukturwandel wird voraussichtlich anhalten (vgl. 
Spence 2011; OECD 2010). Neben den OECD-Volkswirtschaften ha-
ben sich einige Länder im „Osten“ und im „Süden“ als neue Gravita-
tionszentren entwickelt; Entwicklungsländer wie China und Brasilien 
sind zu relevanten globalen Wirtschaftsakteuren aufgestiegen. Die welt-
wirtschaftlichen Veränderungen gehen einher mit einer neuen globalen 
Kräftekonstellation, bei der Entwicklungsländer sukzessive auch politi-
sche Machtansprüche stellen und durchsetzen können.
 • Zweitens reflektieren bestehende Länderklassifizierungen nur unzurei-
chend die Ausdifferenzierungsprozesse. Angesichts der wirtschaftlichen 
Dynamik von Entwicklungsländern sind die Abgrenzungen zu OECD-
Ländern und anderen weiter fortgeschrittenen Ländern immer weniger 
gegeben oder unscharf. Die Unterscheidung zwischen „entwickelten 
Ländern“ und „Entwicklungsländern“ ist keine geeignete Klassifizierung 
mehr (Harris / Moore / Schmitz 2009; Koch 2012). Der Politik stellt sich 
die Frage, wie angesichts der Unterschiedlichkeit von Entwicklungstypen 
– von dynamisch-wachsenden Ländern einerseits und bis hin zu stagnie-
renden oder kaum dynamischen Ländern andererseits Länderkategorien 
angepasst und weiterentwickelt werden sollten. Während die gebräuchli-
chen Einkommensgruppen nur noch begrenzt tauglich sind, müssen neue 
Ländertypologien wie das „vier Geschwindigkeiten“-Modell (the four-
speed world) (Spence 2011) oder der vom OECD Development Centre 
genutzte Multispeed World-Ansatz (OECD 2010) als noch nicht ausgereift 
bezeichnet werden. Denn sie sind nur partiell in der Lage, methodische 
und inhaltliche Probleme (Wachstumsorientierung etc.) zu überwinden.
Die Zahl armer bzw. stagnierender Länder nimmt zwar ab, allerdings bleibt 
auf absehbare Zeit eine Kerngruppe erhalten, die dem EZ-Allokationskri-
terium „Bedürftigkeit von Ländern“ entspricht. Die statistische Erfassung 
der ärmsten Entwicklungsländer (Least Developed Countries / LDCs) bildet 
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die erreichten Entwicklungsschritte nur unzureichend ab.8 In der Gruppe 
der LDCs und armen Entwicklungsländer (Low Income Countries / LICs) 
fanden in den 2000er Jahren teilweise deutliche Veränderungen statt; dies 
betrifft insbesondere die Region Subsahara-Afrika, die für die Gruppe der 
LDCs bzw. der LICs besonders wichtig ist (Radelet 2010).
Aufgrund der Strukturumbrüche nimmt daher die Zahl der Länder ab, die 
als EZ-Empfänger begünstigt werden können. Die Ländergraduierung führt 
dazu, dass EZ im Durchschnitt für Empfänger abnehmende Bedeutung hat 
(gemessen etwa als Anteil an der Wirtschaftskraft eines Landes) und eine 
zunehmende Zahl der Entwicklungsländer sich nicht mehr als Hilfeemp-
fänger sieht. Hinzu kommen Selbstverpflichtungen von Gebern und inter-
nationale EZ-Standards (Zielwerte für arme Länder etc.), die zumindest 
tendenziell einer fortgesetzten Unterstützung von weiter fortgeschrittenen 
Ländern entgegenwirken.
3.1 Die Welt der vier Geschwindigkeiten
Bis in die 1990er Jahre bestand aus entwicklungspolitischer Perspektive eine 
vergleichsweise einfache Unterscheidung zwischen einem industrialisierten 
und im Durchschnitt wohlhabenden „Norden“ und einem im Durchschnitt 
armen „Süden“. Bereits in den Dekaden zuvor fanden Prozesse statt, die zu 
einer Ausdifferenzierung innerhalb der Entwicklungsländergruppe führten. 
Der Begriff der „Schwellenländer“ signalisierte bereits in den 1980er Jah-
ren, dass es eine Gruppe von weiter fortgeschrittenen Ländern im „Süden“ 
gab (vgl. Stamm 2004). Am anderen Ende des Spektrums befanden sich die 
am „wenigsten entwickelten Länder“, in denen ein hoher Bevölkerungsan-
teil in absoluter Armut lebte.
Dieser Ausdifferenzierungsprozess hat sich in den 1990er und 2000er Jah-
ren verstärkt fortgesetzt (Koch 2012), sodass das Bild eines homogenen 
„Südens“ immer unzutreffender wurde. Zugleich ist das Tempo der wirt-
schaftlichen Entwicklung in einer Reihe wichtiger Entwicklungsländer 
höher als das der OECD-Welt. China und Indien erreichten in den 2000er 
Jahren Wachstumsraten, die im Durchschnitt drei- bis viermal so hoch 
waren wie die der OECD-Länder. Global betrachtet ist es daher sinnvoll, 
8 Demnach hat es in der Vergangenheit nur insgesamt drei Graduierungen aus der 
 LDC-Gruppe gegeben (UNCTAD 2011).
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Länderkategorien zu bilden, die nur noch teilweise mit der alten Nord-Süd-
Unterteilung entsprechen. Es bietet sich eine Unterscheidung in folgende 
vier Gruppen an (OECD 2010):
1. Wohlhabende Länder: Hierzu zählen die meisten OECD-Länder, künf-
tig ebenso sich besonders rasch entwickelnde ehemalige Entwicklungs-
länder.
2. Dynamische (konvergierende) Länder: Hierzu zählen eine Reihe schnell 
wachsender Länder Asiens und Lateinamerikas (Länder mit mittlerem 
Einkommen).
3. „Ehemals arme Länder“: Verschiedene arme Länder (etwa Ghana) ha-
ben sich mittlerweile graduieren können und gehören zum Kreis der 
Mitteleinkommensländer. Auch wenn diese Länder eine Reihe von Fort-
schritten aufweisen, bestehen oftmals große soziale Herausforderungen 
und Ungleichheiten fort.
4. Arme und ärmste Länder: Auf absehbare Zeit wird es weiterhin eine 
größere Gruppe von armen und ärmsten Ländern geben, selbst wenn 
deren Zahl sukzessive weiter abnimmt. 48 Länder zählen zu den ärmsten 
Ländern, die meisten davon in Subsahara-Afrika (33), nur eines befindet 
sich in Lateinamerika (Haiti). Wichtige Hindernisse für Entwicklungs-
fortschritte in vielen dieser Länder sind gewaltsame Konflikte oder gra-
vierende Defizite bei der Governance.
Tabelle 3:  Neue Wachstumsgeographie in der „Welt der vier Geschwindig-
keiten“ (Zahl der Länder)
1990er Jahre 2000er Jahre
Wohlhabende Länder 34 40
Konvergierende Länder 12 65
Langsam aufsteigende Länder 66 38
Arme Länder 55 25
Gesamt 167 168
Quelle: StatLink http://dx.doi.org/10.1787/888932288717
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3.2 Die neue Geographie der Armut
Armutsreduzierung ist für die EZ seit der Grundbedürfnis- und Armutsori-
entierung der 1970er und 1980er Jahre das grundlegende Prinzip entwick-
lungspolitischen Handelns. In den 2000er Jahren wurde dieses entwick-
lungspolitische Paradigma durch die Analysen u.  a. der Entwicklungsöko-
nomen Jeffrey Sachs (Sachs 2005) und Paul Collier (Collier 2008) bekräf-
tigt und fortentwickelt. Auf deren Grundlage waren entwicklungspolitische 
Akteure darum bemüht, eine weitere Fokussierung der EZ auf Armut bzw. 
die Millenniums-Entwicklungsziele durch Allokationsentscheidungen zu-
gunsten von armen Ländern (LDCs oder LICs) bzw. von Empfängern in 
Subsahara-Afrika herbeizuführen; die funktionalen und regionalen Merk-
male wurden dabei als in weiten Teilen überlappend betrachtet. Zugleich 
waren Analysen von der Annahme geprägt, dass eine weitgehende De-
ckungsgleichheit zwischen „armen Ländern“ (die oftmals durch Fragilität 
gekennzeichnet sind) und „armen Bevölkerungsgruppen“ besteht; daher 
galt über lange Zeiträume eine EZ-Ausrichtung auf arme Länder als Syno-
nym für Armutsorientierung.
Neuere Analysen zu Beginn der 2010er Jahre geben zu einer neuen Sicht auf 
das globale Armutsproblem Anlass:
 • Das globale Armutsproblem verliert längerfristig an Bedeutung, wird 
aber für einzelne Länder und Regionen weiterhin relevant bleiben: Über 
längere Zeiträume betrachtet nimmt Armut sowohl in absoluten Zah-
len als auch als relativer Anteil an der Bevölkerung ab. 2008 mussten 
1,29 Mrd. Menschen mit weniger als 1,25 US$ am Tag auskommen, 
1981 waren es noch 1,94 Mrd. Menschen; anteilig lebten 2008 22 % der 
Bevölkerung in Entwicklungsländern unterhalb des Schwellenwertes, 
1981 waren dies noch 52 %. Die globalen Armutserfolge sind zu einem 
erheblichen Teil auf die Armutsverringerung in China zurückzuführen 
(vgl. Chen / Ravallion 2012).
 • Armut ist kein auf arme Länder begrenztes Phänomen, sondern vor al-
lem eine Herausforderung für die Mitteleinkommensländer: Die Analy-
sen von (Sumner 2010 und 2012) haben gezeigt, dass sich die Verteilung 
von armen Menschen bezogen auf Niedrig- und Mitteleinkommenslän-
dern deutlich verändert hat und im Gegensatz u. a. zu den Analysen von 
Collier (2008) stehen (vgl. Koch 2012). Die meisten armen Menschen 
leben nicht in armen Ländern, sondern in Ländern mit mittlerem Ein-
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kommen; vielfach sind innerhalb dieser dynamischen Länder erhebliche 
Einkommensdisparitäten festzustellen. Während 2007/2008 72 % der 
Armen in Middle Income Countries (MICs) lebten, belief sich dieser 
Anteil 20 Jahre zuvor auf nur 7 %. Zu einem erheblichen Teil sind diese 
Veränderungen auf statistische Effekte und Zuordnungen zurückzufüh-
ren, insbesondere die Graduierung von LICs zu MICs. Gleichwohl sind 
angesichts von entwicklungspolitischen Vorgaben (etwa Konzentration 
von EZ auf arme Länder) diese Veränderungen etwa für EZ-Allokati-
onsentscheidungen von großer Relevanz.
 • Erweiterung der Armutsagenda – Entwicklungsparadigmen: Die De-
batte über entwicklungspolitische Paradigmen ging bereits in der Ver-
gangenheit über einen „engen Armutsbegriff“ bzw. „Einkommensar-
mut“ hinaus; Nohlen und Nuscheler (1982) führten beispielsweise ein 
mehrdimensionales Zielsystem („magisches Fünfeck“9) ein. In der 
entwicklungspolitischen Praxis wurde insbesondere das Konzept der 
„menschlichen Entwicklung“, das dem vom UNDP seit 1990 errechne-
ten Human Development Index zugrunde liegt, zur Alternative zu dem 
bis dahin dominanten wachstumsfixierten Entwicklungsmodell, das v.a. 
von der Weltbank vertreten wurde. Nicht zuletzt vor dem Hintergrund 
von Einkommenszuwächsen in vielen Entwicklungsländern sowie der 
Herausbildung von neuen Mittelklassen sind zwei konzeptionelle Er-
weiterungen von Bedeutung: Zum einen ist angesichts der wirtschaft-
lichen Fortschritte die Frage der ökologischen Nachhaltigkeit von Ent-
wicklungsmodellen von elementarer Bedeutung (Ressourcenverbrauch, 
Emissionen etc.) (vgl. WBGU 2011). Ein Entwicklungsparadigma, das 
die Grenzen der natürlichen Umwelt nicht reflektiert, vernachlässigt 
grundlegende Rahmenbedingungen. Zum anderen gewinnen innerstaat-
liche Verteilungsaspekte eine weiter wachsende Bedeutung. Die Wachs-
tumsdynamiken der 2000er Jahre haben vielerorts zu einer Zunahme 
von Ungleichheit geführt, die durch wachsende Erwartungen von erstar-
kenden Mittelklassen hohe politische Sprengkraft erhalten. Fragen der 
gesellschaftlichen Kohäsion sind daher für Entwicklungsprozesse zent-
ral (vgl. OECD 2011).
9 Das „magische Fünfeck“ setzt sich zusammen aus (i) Wachstum, (ii) Arbeit, (iii) Gleich-
heit/Gerechtigkeit (Strukturwandel), (iv) Partizipation und (v) Unabhängigkeit.
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3.3 Fragile Partnerländer
Fehlende staatliche Strukturen und schlecht funktionierende oder unzurei-
chend legitimierte Regierungen und die damit einhergehenden Folgepro-
bleme sind eine zentrale Herausforderung in Entwicklungsländerregionen 
(vgl. World Bank 2011). Teilweise handelt es sich um besonders schwierige 
Fälle von gescheiterten Staaten, aber vielfach auch um leicht „verwundba-
re“ oder „anfällige“ Systeme. In ihnen kann der Staat sein Gewaltmonopol 
möglicherweise nicht in allen Landesteilen durchsetzen oder seine Reprä-
sentanten besitzen keine ausreichende Legitimität. Dies führt nicht nur zu 
Wachstumseinbußen, die Probleme fragiler Länder strahlen auf ihre Nach-
barn aus. Von ihnen gehen große Risiken für die regionale und internationa-
le Sicherheit aus. Nicht von ungefähr räumen die Sicherheitsstrategien der 
USA und der Europäischen Union Problemen fragiler Staatlichkeit einen 
hohen Stellenwert ein.
Schwierig zu beantworten ist die Frage, was gegen die Ursachen und Fol-
gen von fragiler Staatlichkeit unternommen werden kann (vgl. World Bank 
2011). Dies gilt nicht zuletzt für die möglichen Beiträge externer Akteure 
(bi- und multilaterale Geber, andere internationale Organisationen usw.). 
Fälle, in denen staatliche Strukturen (teilweise) von außen zeitlich befristet 
ersetzt werden, sind selten und dürften in aller Regel Ausnahmen bleiben. 
Hierzu sind die finanziellen Ressourcen und militärischen Kapazitäten we-
der vorhanden noch politisch zu mobilisieren. Hinzu kommt, dass der Rück-
zug aus derartigen Engagements in aller Regel sehr viel komplizierter und 
langwieriger ist, als zunächst erhofft. Am anderen Ende der potenziellen 
Handlungsmöglichkeiten findet sich das Nicht-Engagement der internati-
onalen Gemeinschaft oder ihrer wichtigsten Akteure (UN, EU, USA etc.). 
Grundsätzlich gibt es eine Reihe von Möglichkeiten, von außen auf schwa-
che oder versagende Staaten Einfluss zu nehmen; sie betreffen vor allem die 
Außen-, Sicherheits- und Entwicklungspolitik.
Was kann die Entwicklungszusammenarbeit leisten? EZ hat mit fragiler 
Staatlichkeit in nahezu allen Ausprägungen und Phasen zu tun. Sie kann 
langfristig helfen, bei relativ konsolidierten Systemen Stabilitätserfolge 
zu sichern, in schwachen Staaten entwicklungsorientierte Regime beim 
Aufbau funktionsfähiger Strukturen unterstützen und in versagenden Staa-
ten und teilweise in kollabierten Staaten Anreize für staatliches Handeln 
schaffen.
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Zum Verständnis der entwicklungspolitischen Perspektive auf fragile Staat-
lichkeit sind folgende inhaltlichen Zusammenhänge wichtig: Erstens hat die 
Debatte Ende der 1990er Jahre über einen möglichst wirksamen Einsatz von 
Mitteln der Entwicklungszusammenarbeit zu einer Konzentration auf soge-
nannte good performers geführt. Im Entwicklungshilfeausschuss der OECD 
und anderen entwicklungspolitischen Foren wird daher die Frage intensiv 
diskutiert, wie mit den Ländern, die als fragil eingeschätzt werden und ge-
messen an ihrem Bedarf wenig Entwicklungshilfemittel erhalten, zukünftig 
umgegangen werden sollte.
Zweitens hat sich in der EZ ein konzeptioneller Wandel vollzogen: Während 
zu Beginn und Mitte der 1990er Jahre punktuelle Maßnahmen mit einem 
Krisenbezug entwickelt wurden und dieser Ansatz in der zweiten Hälfte der 
1990er Jahre zu einem Konzept zur zivilen Krisenprävention weiterentwi-
ckelt wurde, stehen mittlerweile übergreifende Ansätze im Mittelpunkt, mit 
deren Hilfe Beiträge zu Stabilität und Sicherheit geleistet werden sollen. 
Dabei geht es vor allem um ein stärker vernetztes Denken und Handeln zwi-
schen den sicherheits-, außen- und entwicklungspolitischen Akteuren (vgl. 
Klingebiel 2006b). Dies schließt Zielkonflikte und unterschiedliche Vor-
gehensweisen der beteiligten Akteure keineswegs aus. (Welche Sicherheit 
steht im Vordergrund eines Einsatzes – die der lokalen Bevölkerung oder 
die der Geberländer? Woran bemisst sich der Erfolg eines Engagements?)
Drittens sind der Staat und damit Governance-Fragen unter der Perspekti-
ve fragiler Länder immer mehr in den Mittelpunkt entwicklungspolitischer 
Ansätze gerückt. Hier gibt es vielfältige inhaltliche Überschneidungen zu 
anderen Themen wie Demokratieförderung, Dezentralisierung, direkte Kri-
senprävention und Konfliktbearbeitung.
Fragile Länder sind eine der wesentlichen Herausforderungen für die inter-
nationale Politik und nicht zuletzt für die EZ. EZ verfügt über Instrumente, 
um etwa Governance-Ansätze zu fördern, staatliche Strukturen aufbauen 
zu helfen oder Anreize für entwicklungsorientiertes Handeln zu bieten. In-
stabilität und Unsicherheit, mangelhafte Governance und schwache Umset-
zungskapazitäten sind Kennzeichen fragiler Staaten – dies sind nicht gerade 
günstige Voraussetzungen für Entwicklungszusammenarbeit. Andererseits 
sind wirksame entwicklungspolitische Beiträge zur Überwindung dieser 
Probleme besonders relevant. Daher ist es wichtig, die entwicklungspoli-
tischen Handlungsmöglichkeiten zu nutzen und zu erweitern. In den ent-
wicklungspolitischen Debatten geht es daher nicht um das „Ob“, sondern 
um das „Wie“.
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3.4 Subsahara-Afrika: Kernregion für EZ?
Die Rahmenbedingungen, unter denen Entwicklungszusammenarbeit eben-
so wie andere externe Politiken und interne Akteure in Subsahara-Afrika 
ansetzen, verändern sich rasch und grundlegend. In der Vergangenheit war 
Subsahara-Afrika die Entwicklungsregion, die die geringste Dynamik auf-
wies und daher am stärksten von EZ abhängig war. Unter drei Gesichts-
punkten sind Veränderungen festzustellen: (1) bei den Ländergruppen der 
Region und ihrem veränderten Blick bzw. Bedarf bei der Entwicklungs-
finanzierung, (2) hinsichtlich der wirtschaftlichen Voraussetzungen und der 
Regierungsführung sowie (3) bei der Struktur der Entwicklungsfinanzie-
rung.
Die Länder Subsahara-Afrikas haben in den beiden vergangenen Dekaden 
in unterschiedlichen Geschwindigkeiten und teilweise unterschiedlichen 
Richtungen Veränderungsprozesse durchlaufen. Vorhandene Länderklas-
sifikationen bieten nur ansatzweise passende Kategorien für den stattfin-
denden Differenzierungsprozess. Anhand der IWF-Klassifizierungen sollen 
hier vier Gruppen10 mit Blick auf Entwicklungsfinanzierung grob unter-
schieden werden (vgl. IMF 2012; Klingebiel 2012b).
Länderdifferenzierung
Erdölexportierende Länder (sieben Länder mit einer Bevölkerung von ca. 
214 Mio. Menschen): Die erdölexportierenden Länder (mehr als 30 % des 
Ausfuhrwertes stammt von Erdöl) Subsahara-Afrikas verfügen über Res-
sourcen, die ihnen umfangreiche eigene Investitionen erlauben; einige 
andere Länder, die stark von Mineralienausfuhren abhängig sind, weisen 
ähnliche Merkmale auf. Die Hauptherausforderung – beispielsweise für 
Äquatorialguinea – besteht im Management der verfügbaren Ressourcen. 
Das Risiko, dass diese nicht in längerfristige Entwicklungsprozesse inves-
tiert, sondern konsumiert und klientelistische Strukturen und Ungleichheit 
befördert werden, ist tendenziell hoch. Der Finanzierungsbedarf durch EZ 
und damit die Abhängigkeit von EZ ist in der Ländergruppe gering (Bei-
spiele sind Nigeria und Angola, wo die Wirtschaftskraft des Landes nur zu 
etwa einem halben Prozentpunkt von der EZ abhängt), auch wenn Geber 
10 Jedes Land ist jeweils nur einmal einer Gruppe zugeordnet. Einige wenige Länder der 
Region sind nicht berücksichtigt.
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hier teilweise Wirtschaftsinteressen mit EZ verfolgen. Bereits die Aussicht 
auf künftige Erdöleinnahmen – Beispiele sind Ghana und Uganda – lässt 
den Stellenwert und Einfluss von EZ deutlich sinken.
Länder mit mittlerem Einkommen (elf Länder mit einer Bevölkerung von 
ca. 105 Mio. Menschen): Kennzeichnend für diese Ländergruppe ist die 
relativ hohe Bedeutung von ausländischen Direktinvestitionen für die ver-
arbeitenden Sektoren. Diese Investitionen sind weniger anfällig gegenüber 
internationalen Krisenerscheinungen, da sie langfristiger Natur sind und 
tendenziell in den Aufbau von Wertschöpfungsketten investiert werden. Die 
Länder selbst – wie Mauritius, Südafrika und Botswana – haben ein hohes 
Interesse, eigene Investitionen in Humankapital bereitzustellen und förder-
liche Strategien für den Privatsektor umzusetzen. Insgesamt ist diese Län-
dergruppe an längerfristigen ausländischen Direktinvestitionen interessiert. 
EZ hat meist einen abnehmenden und keinen signifikanten Einfluss.
Länder mit geringem Einkommen (14 Länder mit einer Bevölkerung von 
ca. 342 Mio. Menschen): Die EZ-Abhängigkeit dieser Länder (etwa Äthi-
opien und Tansania) ist noch hoch. EZ konzentriert sich auf längerfristige 
Zielsetzungen zur Armutsreduzierung. Öffentliche Investitionen hängen zu 
einem großen Teil von Außenunterstützung ab. In einzelnen Ländern dieser 
Gruppe entwickelt sich der Privatsektor dynamisch, allerdings starten die-
se Entwicklungen oft von einem niedrigen Niveau. Einige Länder könnten 
mittelfristig den Aufstieg in die Gruppe mit mittlerem Einkommen schaf-
fen. Der Finanzierungsbedarf ist in dieser Gruppe aufgrund z. T. geringer 
Eigeneinnahmen und der bestehenden Herausforderungen (beispielsweise 
bei der Energie- und Transportinfrastruktur) hoch. Insgesamt ist in dieser 
Gruppe EZ bei externer Finanzierung dominant; diese Abhängigkeit könnte 
durch einen relativ dynamischen Privatsektor und ausländische Investitio-
nen schrittweise abgebaut werden.
Fragile Länder (zwölf Länder mit einer Bevölkerung von ca. 138 Mio. 
Menschen): In dieser Gruppe ist die Abhängigkeit von EZ ausgeprägt. Die 
Länder der Gruppe (wie Burundi und die Demokratische Republik Kongo) 
sind charakterisiert durch Governance-Herausforderungen und geringe Re-
formfähigkeiten, weil politische Instabilität und klientelistische Strukturen 
vielfach dominieren. Öffentliche Investitionen, finanziert aus Eigeneinah-
men und EZ, sind mit dem Risiko behaftet, nicht wirksam umgesetzt zu 
werden. EZ ist oft ein Stabilisierungsbeitrag, um staatlichen Auflösungs-
erscheinungen entgegenzuwirken. Private Investoren konzentrieren ihre 
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Aktivitäten nicht auf Wertschöpfungsketten, die langfristige Entwicklung 
anstoßen könnten, sondern ggf. auf die Ausbeutung von Mineralien und 
andere natürliche Ressourcen. Die daraus generierten Einnahmen stehen 
vielerorts nicht für Entwicklungsprozesse zur Verfügung. Insgesamt ist EZ 
und teilweise Humanitäre Hilfe für das Funktionieren dieser Länder und 
für die Bereitstellung eines Minimums an öffentlichen Dienstleistungen von 
erheblicher Bedeutung.
Für EZ stellt sich insbesondere in Ländern, in denen die EZ-Abhängigkeit 
gering ist und weiter nachlässt, die Frage, ob ein anhaltendes Engagement 
entwicklungspolitisch weiter sinnvoll ist. In der Debatte bestehen tenden-
ziell gegensätzliche Auffassungen zwischen den Befürwortern einer EZ-
Ausrichtung auf „arme Länder“ und den Befürwortern von Ansätzen, die 
ebenso in dynamischen und fortgeschrittenen Ländern sinnvolle Aufgaben 
sehen (z. B. katalytische Funktionen hinsichtlich privater Zuflüsse).
Ökonomische und politische Trends
Ökonomische Trends: Die Wirtschaftskraft Subsahara-Afrikas hat sich seit 
den 1990er Jahren positiv entwickelt (vgl. Radelet 2010). Große Unter-
schiede zwischen den Ländern Subsahara-Afrikas sowie Disparitäten inner-
halb einzelner Länder – etwa in Südafrika – bestehen gleichwohl fort. Auch 
die Frage nach der Qualität des Wachstums ist von Bedeutung, da struktu-
relle Entwicklungsprozesse nicht automatisch mit einem wirtschaftlichen 
Boom einhergehen müssen. So ist in ressourcenreichen Ländern (etwa den 
erdölexportierenden Staaten) die Governance oftmals unzureichend (hohe 
Korruption, unzureichende langfristige Investitionen etc.). Im Durchschnitt 
bleiben die afrikanischen Ökonomien volatil, da vielfach eine wirtschaftli-
che Diversifizierung noch nicht stattgefunden hat. Gleichzeitig hat sich in 
den vergangenen etwa zehn Jahren eine Gruppe von relativ erfolgreichen 
Ökonomien herausgebildet. Der Internationale Währungsfonds (IMF 2012) 
spricht von insgesamt elf Ländern der Region, die ein vergleichsweise ho-
hes Wachstumspotential aufweisen (frontier markets); es bestehen aber noch 
deutliche Unterschiede etwa mit asiatischen Wachstumsländern. Zugleich 
gibt es weiterhin eine Gruppe von Ländern, die kaum in die Weltwirtschaft 
integriert ist; dies trifft auf etwa ein Drittel der Länder in der Region zu.
Die makroökonomische Situation Subsahara-Afrikas hat sich nicht zuletzt 
aufgrund besserer Politiken in den Ländern überwiegend in eine positive 
Richtung entwickelt. Zu Beginn der 1990er Jahre waren die meisten afrika-
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nischer Länder de facto bankrott und die Verschuldung stieg rasant weiter. 
In der Mehrheit der Länder gab es enorme Budgetdefizite, vielerorts 2-stel-
lige Inflationsraten, staatliche Eingriffe und Kapitalflucht sowie Schwarz-
märkte. Sichtbar werden die neuen Rahmenbedingungen deshalb vor allem 
bei der Auslandsverschuldung. Von den 33 afrikanischen Ländern, die sich 
für die Entschuldungsinitiative für hochverschuldete arme Länder (Heavi-
ly Indebted Poor Countries / HIPCs) qualifizierten, haben mittlerweile 29 
Länder zumindest die erste Entschuldungsstufe erreicht. Im Schnitt müssen 
die Länder Subsahara-Afrikas heute weniger als 5 % ihrer Exporteinnahmen 
für den Schuldendienst aufwenden, 1995 lag der Wert mit fast 16 % deutlich 
höher (vgl. Klingebiel 2012b).
In der Folge bestehen heute für die öffentlichen Haushalte Afrikas größere 
Spielräume als in der Vergangenheit. Damit gehen eine größere politische 
Gestaltungskraft der Regierungen (etwa bei Investitionen und Reformpro-
grammen) und eine stärkere Eigenverantwortlichkeit der Länder einher. 
Mit durchschnittlichen Eigeneinahmen als Anteil am BIP von rund 18 % 
(vgl. Klingebiel 2012b) werden erhebliche Mittel der Ausgaben Subsahara-
Afrikas selbst erwirtschaftet und stehen für Entwicklungsfinanzierung zur 
Verfügung.
Trends bei der Regierungsführung: Die Governance-Qualität in den Län-
dern der Region spielt in vielerlei Hinsicht eine zentrale Rolle für Finanz-
zuflüsse. Dies gilt gleichermaßen für private und öffentliche Zuflüsse, etwa 
wenn es um die Attraktivität für private Investoren oder das Einwerben von 
EZ-Mitteln geht.
Insgesamt sind für die vergangenen beiden Jahrzehnte Verbesserungen bei 
der politischen Governance festzustellen (vgl. Lundsgaarde / Roch 2012). 
Global betrachtet hat es in Subsahara-Afrika und in Transformationsländern 
Europas die deutlichsten Fortschritte gegeben. Dies bedeutet aber nicht, dass 
es für einzelne Länder oder Jahre (etwa bei einem jährlichen Vergleich der 
Werte des Mo Ibrahim Index) nicht auch Rückschritte festgestellt werden 
müssen. In vielen Ländern der Region stehen Reformen zur Verbesserung 
der politischen Rahmenbedingungen (v. a. die Demokratisierung) noch aus.
Bei der wirtschaftlichen Governance hinkt Subsahara-Afrika allen Weltre-
gionen deutlich hinterher. Das internationale Ranking von Doing Business 
2013 zeigt, dass Subsahara-Afrika im Durchschnitt den 140. Platz von 185 
Platzierungen einnimmt, was auf einen großen Reformbedarf hindeutet 
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(vgl. World Bank / IFC 2012, 3 f.). Allerdings zeigt eine zeitliche Betrach-
tung, dass sich die Situation schrittweise für die Region verbessert.
Das öffentliche Finanzmanagement (Public Financial Management / 
PFM) ist eine Kerndimension von Regierungsführung. PFM umfasst nicht 
nur die Verwaltung öffentlicher Finanzen, sondern auch Institutionen und 
Verfahren des Haushaltswesens, also die Arbeit parlamentarischer Haus-
haltsausschüsse, der Rechnungshöfe und der Budgetplaner. PFM-Refor-
men zielen auf eine transparentere, effektivere und effizientere Abwick-
lung der Staatseinnahmen und -ausgaben ab. Mithilfe geeigneter Ana-
lyseinstrumente lässt sich heute die Leistungsfähigkeit des öffentlichen 
Finanzmanagements bewerten. Es zeigt sich, dass eine Reihe von Ländern 
(etwa Ruanda und Mauritius) deutlich funktionsfähigere PFM-Systeme 
als in der Vergangenheit etabliert haben. Gleichwohl sind klientelistische 
und neo-patrimoniale Systeme in einer großen Zahl von Ländern weiter-
hin prägend (vgl. Klingebiel / Mahn 2011).
Wandel der Entwicklungsfinanzierung
Die internationalen Finanzzuflüsse nach Subsahara-Afrika haben sich im 
vergangenen Jahrzehnt (2000–2009) versechsfacht (Klingebiel 2012b). Ne-
ben dieser erheblichen Zunahme hat sich auch die Struktur stark gewandelt, 
da der Anteil privater Zuflüsse deutlich zugenommen hat.
Externe Finanzzuflüsse umfassen zwei verschiedene Kategorien:
(i) Öffentliche Finanzzuflüsse: Hierzu zählen im Fall von Subsahara-Afrika 
insbesondere Mittel für EZ (Official Development Assistance / ODA), die 
unterschiedliche Formen haben kann (Finanzielle und Technische Zusam-
menarbeit); grundsätzlich fallen hierunter aber auch andere öffentlich be-
reitgestellte Mittel (etwa für Exportkredite). Seit 2000 hat der absolute Um-
fang der EZ weiter zugenommen. Subsahara-Afrika erhält derzeit jährlich 
rund 44 Mrd. US$ (2010; netto), der Anteil von rund 30 % an der gesamten 
EZ der OECD ist relativ stabil (vgl. OECD/DAC 2011b; 2012).
Welchen Beitrag EZ zum Wachstum leistet, ist in der Forschung umstrit-
ten; Untersuchungsergebnisse sind nicht eindeutig (vgl. Radelet 2006). Die 
durchschnittliche EZ-Abhängigkeit der Region (gemessen am Anteil am 
BIP) nahm in den vergangenen Jahren aufgrund der gestiegenen wirtschaft-
lichen Leistungsfähigkeit ab (siehe Abbildung 3).
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Andere öffentliche Zuflüsse als EZ (etwa Exportkredite) sind bislang von ge-
ringer Bedeutung. Neben den Leistungen von OECD-Ländern gibt es zuneh-
mend Kooperationen zwischen sogenannten „neuen Gebern“ (u. a. China, 
Indien, Brasilien, Golfstaaten) und Subsahara-Afrika. Man geht davon aus, 
dass die EZ Chinas mit der Region etwa dem EZ-Volumen eines mittelgro-
ßen traditionellen Gebers (etwa dem der Niederlande) entspricht, aber auf-
grund ihres anderen Charakters (stärkere Vermischung mit anderen Koope-
rationsinstrumenten etc.) nur begrenzt mit traditioneller EZ vergleichbar ist.
(ii) Private Finanzzuflüsse (vgl. IMF 2012; AfDB et al. 2012; Klingebiel 
2012b): Zu den privaten Finanzflüssen zählen ausländische Direktinvestiti-
onen (foreign direct investments / FDI) und kurzfristige Kapitalflüsse (Port-
folioinvestitionen) sowie Rücküberweisungen (remittances) von Migranten 
in ihre Heimatländer. FDI und Portfolioinvestitionen belaufen sich jährlich 
auf mehr als 52 Mrd. US$ (2010, netto) (FDI: 32,6 Mrd. US$; Portfolioin-
vestitionen 20 Mrd. US$) und haben damit etwa den Umfang von EZ. Für 
Subsahara-Afrika ist eine starke Konzentration auf wenige Länder festzu-
stellen; rund zwei Drittel aller Investitionen fließen nach Südafrika, Nige-
















































































ODA als Anteil am…
BIP Wachstum
Abbildung 3:   ODA und Wachstumsraten in Subsahara-Afrika (gleitender Mittelwert 
                              für zehn Jahre) 
 
Quelle: Klingebiel (2012b) 
 
Quelle: Klingebiel (2012b)
Abbildung 3:  ODA und Wachstumsraten in Subsahara-Afrika (gleitender 
Mittelwert für zehn Jahre)
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Erdöl- und Mineralienförderung ausmachen. Die offiziell erfassten Rück-
überweisungen von Migranten nach Subsahara-Afrika nehmen stark zu und 
belaufen sich auf jährlich 20,8 Mrd. US$ (2009).
Zwei weitere Aspekte sind für private Zuflüsse relevant: Zum einen spielen 
zunehmend die Auslandsinvestitionen von Investoren aus der afrikanischen 
Region selbst eine Rolle. Südafrika ist in dieser Hinsicht ein wichtiger Ak-
teur, der vor allem im südlichen Afrika aktiv ist. Zum anderen ist regionale 
Integration eine relevante Dimension. In einigen Regionen sind in dieser 
Hinsicht schrittweise Fortschritte zu verzeichnen, so etwa für die Southern 
African Development Community (SADC) im südlichen Afrika und die East 
African Community (EAC) im ostafrikanischen Raum. Gerade für auslän-
dische Investoren, die nicht im Erdöl- und Mineraliensektor investieren, 
sind gemeinsame Wirtschaftsräume wichtige Pull-Faktoren (vgl. Klingebiel 
2012b).
Die Situation der Länder Subsahara-Afrikas hat sich damit in den vergange-
nen Jahren weiter ausdifferenziert. In einigen Ländern sind eigene Ressour-
cen für Entwicklungsfinanzierung verfügbar und für Entwicklungsprozesse 
von großer Bedeutung. Externe Entwicklungsfinanzierung ist ebenfalls für 
die meisten Länder weiterhin zentral, wobei die Ländergruppe wächst, für 
die private Zuflüsse eine große Rolle spielen. EZ hat nicht nur, aber vor al-
lem in den Niedrigeinkommensländern sowie den fragilen Staaten oft eine 
zentrale Funktion. Auch Niedrigeinkommensländer wie Liberia und Ruan-
da streben zunehmend an, sich aus der traditionellen EZ-Abhängigkeit zu 
lösen.
4 Ansätze: Wie Entwicklungszusammenarbeit 
 umgesetzt wird
EZ wird in sehr unterschiedlichen Formen den Partnern zur Verfügung ge-
stellt. Die Art und Weise, wie EZ umgesetzt wird, hängt von einer Vielzahl 
von Faktoren ab. Die sehr verschiedenen Situationen von Partnerländern 
machen es erforderlich, dass Geber mit unterschiedlichen Ansätzen vor-
gehen. Ein leistungsfähiges Partnerland wie etwa Indien hat sehr genaue 
Vorstellungen, wie EZ eigene Anstrengungen ergänzen kann; das Land ver-
fügt zudem über umfassende Möglichkeiten, diese Hilfe von außen selbst 
zu steuern und umzusetzen. Deutlich anders sieht es in Ländern aus, die nur 
schwache Strukturen aufweisen und wo den Partnerregierungen möglicher-
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weise nur geringes Vertrauen entgegengebracht werden kann (klientelisti-
sche Regierungen, fragile Länder etc.).
Bei der Bereitstellung von EZ können folgende Instrumente unterschieden 
werden (vgl. Rauch 2009; Ihne / Wilhelm 2006; Nuscheler 2006):
1. Technische Zusammenarbeit (TZ) zielt darauf ab, die Partnerseite durch 
Beratung und Bereitstellung von Wissen (Know-how) zu unterstützen. 
Damit soll ein Beitrag geleistet werden, dauerhaft Fähigkeiten zum ei-
genen Management von Entwicklungsprozessen aufzubauen. Vielfach 
wird daher von capacity development – also Kapazitätsentwicklung – 
gesprochen.
2. Finanzielle Zusammenarbeit (FZ) zielt vor allem darauf ab, den Partner-
ländern Ressourcen zur Verfügung zu stellen, um notwendige Investitio-
nen und Ausgaben vornehmen zu können, die für Entwicklungsprozesse 
wichtig sind. FZ kann beispielsweise Gelder für den Bau von Schulen 
oder Mittel für die Budgets der Partner zur Verfügung stellen, um Ar-
mutsminderungsprogramme finanzieren zu können.
An beiden Instrumenten wird Kritik geübt. TZ gilt vielfach als wenig nach-
haltig, weil ein hohes Eigeninteresse von Entwicklungsorganisationen be-
stehen kann, diese Hilfe durch eigene Berater etc. selbst bereitzustellen (vgl. 
Rauch 2009; Actionaid 2011). Maßnahmen werden oftmals nicht interna-
tional ausgeschrieben und die Partner können die Vorhaben nur begrenzt 
selbst steuern. Entwicklungsländer kritisieren deshalb häufig die „Ange-
botsorientierung“ von TZ. FZ wird kritisiert, wenn Vorhaben nicht interna-
tional ausgeschrieben werden (etwa wegen Lieferbindungen) oder Vorhaben 
sich nicht eindeutig aus den Prioritäten der Partner ableiten. Auch kann ein 
wesentlicher Mangel nicht in fehlenden finanziellen Mitteln, sondern im 
schlechten Management des Landes liegen, sodass die rein finanzielle Un-
terstützung die schlechte Regierungsführung u. U. sogar begünstigen kann.
Einige Geber sind entlang des instrumentellen Zuschnitts von TZ und FZ 
organisiert (etwa die deutsche EZ oder die UN-Fonds und -Programme, die 
ganz überwiegend TZ bereitstellen); andere Geber haben diese Form der in-
strumentellen Trennung aufgegeben (etwa die britische und japanische EZ).
Eine weitere Unterscheidung hinsichtlich der Umsetzung von EZ besteht 
mit Blick auf die sogenannten EZ-Modalitäten (aid modalities). Dabei wird 
insbesondere zwischen Projektunterstützung und Programmfinanzierung 
unterschieden (vgl. Janus 2012).
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1. EZ-Projekte sind Vorhaben, die ein Geber zur Unterstützung des Part-
ners plant und umsetzt. Ein spezielles Geber-Projekt dient also dazu, 
ein bestimmtes Ziel zu erreichen. Typischerweise ist ein solches Projekt 
nicht Teil der normalen Strukturen des Partnerlandes (also beispiels-
weise eine normale Organisationseinheit eines Ministeriums), sondern 
ein für den EZ-Zweck entwickeltes Konstrukt. Der Vorteil kann darin 
bestehen, dass ein EZ-Projekt so ausgestattet und umgesetzt werden 
kann, dass die Erfolgsvoraussetzungen vergleichsweise günstig sind. So 
könnte ein Vorzug sein, dass das Projekt Möglichkeiten hat, einen sehr 
guten Fahrzeugpark zu unterhalten, internationale Workshops zu orga-
nisieren und eventuell aufwändige nationale Ausschreibungsvorgaben 
zu umgehen. Das Projekt ist daher vergleichsweise „flexibel“ (was z. B. 
in Post-Konflikt-Situationen wichtig sein kann), aber möglicherweise 
hinsichtlich seiner Ausstrahlungskraft begrenzt, da die Voraussetzun-
gen im Land üblicherweise ungünstiger sind und das Projekt sich nicht 
als Modell eignet. Im schlechtesten Fall hat das Projekt sogar negative 
Wirkungen, weil es beispielsweise mit hohen Gehältern leistungsfähiges 
Personal aus der Administration des Partnerlandes abwirbt und die Part-
nerseite dadurch schwächt.
2. Bei der Programmfinanzierung geht es darum, ein Programm der Part-
nerseite zu unterstützen und kein separates Geber-Projekt aufzubauen 
(vgl. Klingebiel / Leiderer / Schmidt 2007; Janus 2012). Der Beitrag 
der Geber besteht darin, das Programm gemeinschaftlich zu unterstüt-
zen (und damit unterschiedliche Ansätze zu vermeiden), die Systeme 
des Partnerlandes unmittelbar zu nutzen und dadurch zu stärken. Bud-
gethilfen sind eine Form der Programmfinanzierung. Die Unterstützung 
erfolgt als Finanzierungsbeitrag, ggf. gibt es Vorbedingungen. Zentral 
ist der Dialog zwischen Gebern und Partnerseite über die Umsetzung. 
Programmfinanzierung setzt deshalb gut funktionierende und vertrau-
enswürdige Strukturen auf der Partnerseite voraus. Ist diese Bedingung 
nicht erfüllt, können zumindest durch ein gemeinsame Vorgehen der Ge-
ber (pooling von Mitteln) Einsparungen erzielt, Kohärenz gesichert und 
die Institutionen der Partnerseite entlastet werden.
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Kasten 2: Budgethilfe an Ruanda
Unter fünf Gesichtspunkten hat Budgethilfe seit Beginn der 2000er Jahre 
in Ruanda einen entwicklungspolitischen Beitrag geleistet:
1. Budgethilfe ist in Ruanda ein relevanter Beitrag, die nationale Ent-
wicklungsstrategie umsetzen zu können. Ohne Budgethilfe hätte das 
Land deutlich weniger finanzielle Mittel zur Verfügung, die notwen-
digen Grundlagen zur Verbesserung der Lebensbedingungen und zur 
Schaffung von wirtschaftlichem Wachstum (etwa durch Verkehrsinf-
rastruktur) zu legen. Der ruandische Haushalt ist selbst mit den Mit-
teln der EZ sehr begrenzt; er beträgt (bei einer Bevölkerung von rund 
10 Mio. Menschen) je Haushaltsjahr nur rund 1,2 Mrd. Euro, was mit 
einer mittelgroßen Kommune in Deutschland vergleichbar ist. Allge-
meine und sektorale Budgethilfen haben einen Anteil von rund 20–
25 % des nationalen Budgets; Budgethilfegeber und die ruandische 
Regierung sind gleichzeitig darum bemüht, die Anstrengungen des 
Landes zur Erwirtschaftung von Eigeneinnahmen weiter auszubauen.
2. Budgethilfe ist in Ruanda wie auch in anderen Partnerländern das 
bevorzugte Kooperationsinstrument, mit dem aus Partnersicht am 
besten auf die Bedürfnisse des Landes reagiert werden kann und zu-
gleich die dauerhaftesten Ergebnisse erzielt werden können.
3. Budgethilfe ist für Ruanda ein Anreiz zur Umsetzung von Reform-
politiken. Eine wichtige Rahmenbedingung in Ruanda ist die große 
Bereitschaft, Reformpolitiken nicht nur zu skizzieren, sondern auch 
umzusetzen. Gleichzeitig erlaubt die Budgethilfe den Haushalt ar-
mutsorientiert zu akzentuieren, das öffentliche Finanzmanagement zu 
stärken und die Rahmenbedingungen für den Privatsektor zu verbes-
sern. Ruanda kann bei der Umsetzung der Reformpolitiken auf zum 
Teil erhebliche Fortschritte verweisen. So hat Ruanda seine Rang-
folge im Doing Business-Ranking der Weltbank und hinsichtlich des 
öffentlichen Finanzmanagements wesentlich verbessern können.
4. Budgethilfe stärkt die ruandischen Governance-Strukturen durch die 
Nutzung nationaler (Kontroll-)Systeme und Verfahren. Das ruandi-
sche Parlament ist einer der wichtigsten Budgethilfe-Befürworter, 
weil dessen Rolle durch die parlamentarische Budgetbefassung (ein-
schließlich der Budgethilfemittel) gestärkt wird. Bei den meisten an-
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deren EZ-Kooperationsformen spielt es dagegen keine Rolle. Ähnli-
ches gilt für den ruandischen Rechnungshof, der, weil er die Verwen-
dung der Budgethilfe prüft, politisch aufgewertet wird. In ähnlicher 
Weise stärkt Budgethilfe die ruandischen Verfahren für öffentliche 
Ausschreibungen.
5. Schließlich leistet Budgethilfe in Ruanda einen wichtigen Beitrag zu 
einer besseren Geberharmonisierung und damit zu einer effektiveren 
und effizienteren EZ. Budgethilfe wird mit allen beteiligten Gebern 
und der Partnerseite besprochen; widersprüchliche Empfehlungen, 
ein Wettbewerb um die „besten Projekte“ etc. kann so weitgehend 
vermieden werden.
Budgethilfe ist zugleich ein Instrument, das stärker politischen Gesichts-
punkten unterworfen ist. Verschiedene Geber verzögern seit Mitte 2012 
ihre Budgethilfezahlungen an das Land oder setzten diese aus. Grund-
lage für dieses Vorgehen ist ein UN-Expertenbericht, der eine Einmi-
schung ruandischer Stellen in den Konflikt im Osten der Demokratischen 
Republik Kongo feststellt. (vgl. Klingebiel 2011b)
4.1 Ergebnisbasierte EZ-Ansätze
Grundsätzlich zielen alle Ansätze der EZ darauf ab, „Ergebnisse“ (results) 
zu erreichen. Die internationale Diskussion über ergebnisbasierte Ansätze 
unterscheidet sich von bisherigen Debatten, da in der Praxis EZ häufig an 
Inputs und Prozessen orientiert ist. Oft richtet sich das Vorgehen an der 
Bereitstellung von Mitteln für Investitionen (etwa zum Bau von Schulen) 
oder von Beratungsleistungen (etwa für den Erziehungssektor) aus, ohne 
dass der Erfolg der EZ-Maßnahmen anhand von nachprüfbaren „Ergebnis-
sen“ (im Sinne von outputs und vor allem outcomes) konkret belegt werden 
könnte. EZ-Erfolge werden stattdessen anhand von Input- oder Prozessin-
dikatoren erfasst, beispielsweise ob die Ausgaben für den Erziehungssektor 
eines Landes zunehmen oder ob vereinbarte Reformdokumente (etwa eine 
Sektorstrategie im Erziehungswesen) verabschiedet wurden. Ein solches 
Vorgehen sagt zwar einiges darüber aus, wie die entwicklungspolitischen 
Aktivitäten in einem Partnerland bewertet werden können, aber der Infor-
mationsgehalt ist aus zwei Gründen begrenzt: Erstens ist oftmals unklar 
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oder nicht sichergestellt, dass die eigentlich angestrebten Ergebnisse er-
reicht werden. Werden beispielsweise aufgrund der Mehrausgaben für Er-
ziehung und der erbrachten Beratungsleistungen mehr Schüler ausgebildet? 
Wie ist es um die Qualität der Schulabgänger bestellt? Zweitens stellt sich 
die Frage, welchen genauen Anteil die EZ-Unterstützung an der Situation 
hat? Wenn Ergebnisse erzielt wurden, stehen diese kausal im Zusammen-
hang mit der EZ-Aktivität?
Ergebnisbasierte Ansätze setzen an diesem Punkt an und wollen quantifizier- 
und messbare Resultate identifizieren, d. h. Ergebnisse, die möglichst unmit-
telbar den Wirkungen der EZ-Unterstützung zugeordnet werden können.
Grundsätzlich lassen sich zwei Debatten zu ergebnisbasierten Ansätzen un-
terscheiden (vgl. Pereira / Villota 2012; Klingebiel 2012c):
i. Ergebnisbasierte EZ: Bei Results-Based Aid (RBA)-Ansätzen geht 




Abbildung 4:  RBA-Wirkungskette 
 
Quelle:  Eigene Darstellung 
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Auszahlung (EZ) bei Ziel-
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Entwicklungspartner (Geber) und der Partnerseite (Partnerregie-
rung). Teilweise wird synonym der Begriff Aid on Delivery (AoD) ge-
nutzt. Insbesondere das vom Centre for Global Development (CGD) 
entwickelte Cash on Delivery-Konzept wurde in den vergangenen 
Jahren international diskutiert (vgl. Birdsall / Savedoff 2010).  
 
RBA legt ein genau definiertes Ergebnis fest. Nur wenn dieses Ergebnis 
erreicht wird, erfolgt eine bereits vorher festgelegte Gegenleistung in 
Form von EZ-Unterstützung. Der EZ-Beitrag sollte dabei so relevant 
sein, dass ein ausreichender Anreiz besteht, die Leistungen tatsächlich 
zu erbringen. Jeder vereinbarte (Teil-) Fortschritt wird ex post gefördert 
bzw. belohnt. Die Zielerreichung wird von einer unabhängigen dritten 
Partei gemessen und bewertet.
ii. Beispielsweise kann ein solcher RBA-Vertrag vorsehen, dass der Part-
nerregierung für jeden Schüler bzw. jede Schülerin, der / die das Schul-
system erfolgreich absolviert (gemessen auf der Grundlage von allge-
mein anerkannten Qualitätsstandards), ein bestimmter Betrag zur Ver-
fügung gestellt wird. Der Betrag wird bei Zielerreichung z. B. jährlich 
ohne weitere Auflagen ausbezahlt. Diese Form der EZ-Unterstützung 
versucht, nicht so sehr die entstehenden Kosten für die Zielerreichung 
zu reflektieren, sondern einen relevanten Anreiz für das Partnerland 
zu geben, Entwicklungshindernisse zu beseitigen, die beispielsweise 
in der fehlenden Bereitstellung von Ressourcen und/oder in nicht ge-
eigneten Politiken bestehen können. So kann vereinbart werden, dass 
für jeden Schüler bzw. jede Schülerin 50 Euro zur Verfügung gestellt 
werden; ein zusätzlicher Anreiz, Mädchen besonders zu fördern, könn-
te dadurch gegeben werden, dass für jede Schülerin ein Mehrbetrag 
vereinbart wird.
iii. Damit RBA-Ansätze funktionieren, sind neben genau festgelegten Zie-
len (results) verlässliche Indikatoren und entsprechende (regelmäßig zu 
erhebende) Daten notwendig. Da der Erfolg von RBA entscheidend von 
quantifizier- und messbaren Indikatoren abhängt, sind besonders solche 
Bereiche geeignet, in denen es um die Bereitstellung von Dienstleistun-
gen geht; dies gilt für die Sozialsektoren, aber auch die Bereitstellung 
etwa von Wasser und Energie für Haushalte. In anderen Bereichen (etwa 
Dezentralisierung und öffentliches Finanzmanagement) sind die Voraus-
setzungen zwar schwieriger, können aber im Einzelfall durch Anpassun-
gen erfüllt werden.  
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RBA-Vorschläge gibt es für eine Vielzahl unterschiedlicher Bereiche. 
Das Spektrum reicht von einer leistungsorientierten Ausgestaltung von 
Budgethilfeinstrumenten (etwa die variablen Tranchen der EU-Budget-
hilfe) bis hin zu Ansätzen, die auf ein spezifisches Ergebnis in einem 
Sektor setzen (etwa die Zahl der Schulabgänger).
iv. Ergebnisbasierte Dienstleistungserbringung: Bei der ergebnisba-
sierten Dienstleistungserbringung (Results-Based Service Delivery / 
RBSD) geht es um ein Vertragsverhältnis innerhalb eines Partnerlandes; 
mitunter wird synonym der Begriff Results-Based Financing (RBF) ge-
nutzt. Die Diskussion um solche Ansätze entstand in OECD-Ländern 
unter dem Stichwort „Öffentliche Reformverwaltung“ (New Public 
Management). Dabei geht es um das Vertragsverhältnis etwa zwischen 
einem Ministerium und einem Dienstleistungserbringer (service pro-
vider: zivilgesellschaftliche Gruppen, ein Gesundheitszentrum o. Ä.), 
der bestimmte Dienstleistungen bereitstellen soll. Beispielsweise kann 
angestrebt werden, die Rate von medizinisch begleiteten Geburten zu 
erhöhen. Wenn in diesem Zusammenhang etwa die Transportkosten 
zu medizinischen Einrichtungen ein wesentliches Problem darstellen, 
könnten etwa Transportgutscheine für schwangere Frauen ein wichtiges 
Hindernis ausräumen.
Kasten 3: Anreizbasierte Dienstleistungen
RBSD-Aktivitäten werden bereits seit Jahren in einem größeren Um-
fang von Gebern unterstützt (u. a. Weltbank, DFID, deutsche EZ). An-
wendungsbereiche sind vor allem in den Sozialsektoren und bei Basis-
Infrastruktur zu finden. Aktivitäten umfassen z. B. sogenannte konditio-
nierte Zahlungen an Zielgruppen. Mit ihnen wird vereinbart, bestimmte 
Dienstleistungen (etwa im Gesundheitsbereich) zu nutzen; im Gegenzug 
erhalten sie einen bestimmten Betrag. Andere Formen können etwa in 
Anreizen für Dienstleistungserbringer bestehen, bestimmte Services 
in einer vereinbarten Qualität zur Verfügung zu stellen (Output-Based 
Aid (OBA), Pay for Performance (P4P), Performance-Based Contract-
ing etc.). Die Dienstleistungserbringer erhalten dann beispielsweise je 
Nutznießer bzw. je erbrachter Dienstleistungseinheit (etwa Unterhalt von 
einem Kilometer Straße) einen festgelegten Betrag.
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Auch wenn beiden Ansätzen dieselbe Rationalität (Anreizwirkungen) zu-
grunde liegt, unterscheiden sie sich die Interventionsebenen grundsätzlich: 
Während es bei RBA um das Verhältnis zwischen Geber und Empfänger 
geht (das Anreizsystem soll die Partnerseite dazu motivieren, eine Politik 
zur Erreichung der Ergebnisse zu verfolgen), handelt es sich beim zweiten 
Ansatz um das Vertragsverhältnis zwischen Auftraggeber (z. B. ein Minis-
terium des Partnerlandes) und dem unmittelbaren Dienstleistungserbringer. 
Hier soll ein ausreichend hoher Anreiz geschaffen werden, die angestrebte 
Leistung zu erbringen. Im Einzelfall können beide Ansätze miteinander ver-
knüpft sein, zwingend ist dies jedoch nicht.
4.1.1 Welche Vor- und Nachteile können RBA-Ansätze 
 haben?
Bislang liegen nur begrenzte praktische Erfahrungen mit RBA-Ansätzen 
vor (vgl. Klingebiel 2012c). Im Bereich der Budgethilfen nutzt die Euro-
päische Union bereits seit einigen Jahren mit den sogenannten variablen 
Tranchen, die auf Leistungsvereinbarungen beruhen, ein Instrument im 
Sinne von RBA. Die dabei verwendeten Ergebnis-Indikatoren beziehen 
sich insbesondere auf die Sektoren Gesundheit, Erziehung und Wasser. Die 
Erfahrungen mit leistungsbasierten Tranchen in größeren Budgethilfean-
sätzen sind positiv, da u. a. ein stufenweises Auszahlungsverfahren die EZ-
Zuflüsse in gewissem Rahmen vorhersehbar macht und Leistungsanreize 
setzt. Auch das Millennium Challenge Corporation (MCC)-Programm der 
USA setzt ein ergebnisbasiertes Vorgehen ein, indem nur solche Länder 
sich für das Instrument qualifizieren, die sich anhand eines Indikatorenka-
talogs qualifizieren. Die britische EZ (DFID) bereitet derzeit in einer klei-
neren Gruppe afrikanischer Länder ergebnisbasierte Vorhaben insbesonde-
re im Erziehungssektor vor. Die Weltbank hat 2011 mit dem Program-for-
Results Financing ihr Instrumentarium um einen ergebnisbasierten Ansatz 
erweitert.
Für Ansätze, für die noch keinen praktischen Erfahrungen vorliegen, lassen 
sich potentielle Vor- und Nachteile ableiten. Dies gilt beispielsweise für den 
vom Centre for Global Development entwickelten Cash on Delivery (CoD)-
Ansatz (Geld bei Nachweis von konkreten Ergebnissen) (vgl. Birdsall / 
 Savedoff 2010) und ähnliche Ansätze.
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Vorzüge können sein:
 • Handeln ist unmittelbar auf Ergebnisse ausgerichtet: Das Handeln aller 
Akteure (Entwicklungspartner und Partnerregierung) wird entscheidend 
durch Ergebnisse geprägt. Die Zusammenhänge zwischen EZ-Vorhaben 
und Ergebnis werden (aufgrund der Anreizwirkung) enger.
 • Relevanz der Anreize: Der Beitrag der EZ bietet starke Anreize, dass das 
Partnerland die Leistung erbringt.
 • Stärkung der Verantwortlichkeit auf der Partnerseite für die Umsetzung: 
Die Aufgabe, die Ziele zu erreichen, liegt bei der Partnerregierung. Die 
Geber haben keine Umsetzungsverantwortung, damit werden die Syste-
me der Partner gestärkt.
 • Besserer Nachweis der EZ-Ergebnisse: Die „Zuordnungslücke“ (sie ent-
steht, wenn Ergebnisse nicht kausal auf die EZ-Unterstützung zurück-
geführt werden können) kann im Einzelfall besser geschlossen werden. 
Dies kann in Geberländern helfen, den konkreten Nutzen von EZ zu 
verdeutlichen (Sichtbarkeit des Entwicklungspartners); allerdings be-
steht auch in diesem Fall nicht die Möglichkeit einer „automatischen 
Zuordnung“.
Nachteile bzw. Begrenzungen können u. a. in folgenden Punkten bestehen 
(vgl. Klingebiel 2012c; Pereira / Villota 2012):
 • Empfänglichkeit des Partnersystems für Leistungsanreize: Das Konzept 
setzt voraus, dass die Partnerseite für Leistungsanreize empfänglich ist. 
Dies gilt für die Gruppe von Partnerländern, die eine eher gute Leis-
tungsorientierung aufweisen (good performer) oder die zumindest über 
einzelne funktionsfähige Institutionen verfügen (pockets of effective-
ness).
 • Fehlanreize, nicht intendierte Wirkungen und nicht systemisches Vor-
gehen: Grundsätzlich kann eine Gefahr in Fehlanreizen bestehen; eine 
starke Fokussierung auf Einzelergebnisse tendiert zu einer nicht-syste-
mischen Analyse und Vorgehensweise. So kann ein großer Druck zur 
Zielerreichung dazu führen, dass andere Aufgaben in einem Sektor ver-
nachlässigt werden. Eventuell nicht ausreichend geeignete Indikatoren 
bergen das Risiko, eine zu stark an quantitativen Zielen ausgerichtete 
Politik zu betreiben. Wenn etwa ausschließlich die Zahl der Schüler, 
die das Schulsystem verlassen, als Ergebnis erfasst würde, bestünde die 
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Gefahr großer Qualitätseinbußen im Erziehungssystem (Anhebung der 
Schülerzahlen pro Klasse etc.). Es stellt sich auch die Frage, ob nicht 
die Prozesse des Partnerlandes durch die Anreizwirkungen unterhöhlt 
werden (etwa die durch das Parlament gesetzten Budgetprioritäten).
 • Kapazitäten: Der Ansatz setzt voraus, dass die Partnerseite über Kapazi-
täten verfügt, die Ergebnisse erreichen zu können. Wenn auf der Partner-
seite diese Kapazitäten und das öffentliche Finanzmanagementsystem 
unzureichend sind, ist dies nicht realistisch.
 • Sektoren und Daten: Ergebnisbasierte Ansätze lassen sich nicht in allen 
Sektoren gleichermaßen sinnvoll einsetzen. Soziale Sektoren wie Erzie-
hung und Gesundheit sowie Sektoren mit gut messbaren Infrastruktur-
leistungen (Transport, Wasserversorgung von Haushalten etc.) bringen 
vergleichsweise gute Voraussetzungen mit. In anderen Bereichen sind 
Ergebnisse teilweise schwieriger zu messen oder konsensual mit der 
Partnerseite zu vereinbaren (etwa in einigen Bereichen der guten Re-
gierungsführung) und die direkten Wirkungen sind nicht immer klar 
auf einer Ergebnisebene anzuordnen. Darüber hinaus kann der Ansatz 
möglicherweise dazu beitragen, dass ein hoher Anreiz zur Datenmani-
pulation entsteht.
 • Entkopplung von (einigen) RBA-Ansätzen und politischem Kontext / 
Verzicht auf Politikdialog: Soweit RBA-Ansätze vorsehen, dass bei Er-
reichung von Zielmarken eine automatische Auszahlung zu erfolgen 
hat, kann unter ungünstigen Umständen die Situation entstehen, dass 
ein Entwicklungspartner zu Zahlungen trotz gravierender Governance-
Probleme (etwa massive Menschenrechtsverletzungen) verpflichtet ist.
 • Unzulängliche Vorfinanzierungskapazität: Der Ansatz sieht vor, dass 
die Partnerseite das Vorhaben vorfinanziert. Dies kann in Niedrigein-
kommensländern aufgrund der begrenzten Budgetspielräume zu einem 
wesentlichen Hindernis werden. Allerdings sind hier Modelle der An-
schubfinanzierung denkbar.
 • Zeithorizont: Wenn Ergebnisse erst auf mittlere oder längere Sicht zu er-
zielen sind, können kurzfristige politische Kalküle (Wahlperioden etc.) 
Vorhaben favorisieren, die rasch zu Ergebnissen führen. RBA verführt 
dann zu einer kurzfristigen Perspektive.
Vor dem Hintergrund der internationalen Diskussion sind folgende Schluss-
folgerungen wichtig: Erstens, ergebnisbasierte Ansätze umfassen höchst 
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unterschiedliche Instrumente und Vorgehensweisen. Eine einfache, aber 
wichtige Unterscheidung besteht in Ansätzen (i) ergebnisbasierter EZ 
(RBA) und (ii) ergebnisbasierter Dienstleistungserbringung (RBSD). Zwei-
tens, bestehende Instrumente bieten bereits sehr gute Möglichkeiten, Leis-
tungsanreize zu setzen. Dies gilt etwa für die Gestaltung von Budgethilfen 
durch variable Tranchen. Drittens, hinsichtlich anderer RBA-Ansätze (etwa 
Cash on Delivery) stehen praktische Erfahrungen noch aus. Hier bestehen 
teilweise berechtigte Befürchtungen, dass die Nachteile (v. a. Fehlanreize) 
überwiegen. Pilotvorhaben sollten nicht nur der Frage nachgehen, ob RBA-
Ansätze prinzipiell möglich sind, sondern auch untersuchen, ob diese im 
Vergleich zu anderen EZ-Ansätzen einen Mehrwert darstellen. Viertens, 
der erhoffte politische Nutzen von einigen RBA-Ansätzen, nämlich genau 
nachweisbare Ergebnisse vorlegen zu können, ist zumindest in Teilen eine 
Schimäre. Die Wirkungszusammenhänge sind in aller Regel komplex und 
es müssen auch nicht beabsichtigte Effekte einbezogen werden. Schließlich 
setzen RBA-Ansätze auf der Partnerseite eine klare Leistungsorientierung 
voraus, die für die Gruppe der reformdynamischen Länder (good perform-
er) zutrifft. Dadurch können gerade nicht die Länder mit den größten He-
rausforderungen erreicht werden.
5 Deutsche Entwicklungszusammenarbeit: Bedeutung, 
Institutionen und Instrumente
Deutschland zählt weltweit zu den führenden bilateralen Gebern. 2011 be-
legte die deutsche EZ mit 14,5 Mrd. US$ nach den USA den zweiten Platz 
unter den DAC-Geberländern. Mit einem Anteil der EZ an der nationalen 
Wirtschaftskraft von 0,40 % steht Deutschland besser da als der DAC-
Durchschnitt (0,31 %), aber schlechter als der EU-Durchschnitt (0,45 %) 
(OECD/DAC 2012). Deutschland stellt knapp zwei Drittel seiner Mittel den 
Partnerländern in bilateraler Form zur Verfügung. Ein gutes Drittel der deut-
schen EZ-Leistungen fließt über die Institutionen der Europäischen Union 
und multilaterale Stellen wie die Weltbankgruppe und die UN-Fonds und 
-Programme (Klingebiel 2012).
Innerhalb der Bundesregierung ist die EZ mit einem eigenen Ministerium 
im Vergleich zu verschiedenen anderen Gebern gut aufgestellt (Nuscheler 
2006). Das bereits 1961 gegründete Bundesministerium für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) ist im Bundeskabinett vertreten 
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und kann daher entwicklungspolitische Themen grundsätzlich von einer gu-
ten Position aus in Debatten der deutschen Innen- und Außenpolitik einbrin-
gen. Die tatsächliche Stärke des BMZ hängt von einer Vielzahl von Faktoren 
ab, z. B. den Interessen anderer Bundesministerien (etwa des Auswärtigen 
Amtes und des Bundesministeriums für Verteidigung) und Interessengrup-
pen. Der Fortbestand eines eigenen Entwicklungsressorts wurde in der deut-
schen politischen Diskussion immer wieder in Frage gestellt. Im Deutschen 
Bundestag befasst sich als parlamentarisches Pendant zum BMZ ein eigener 
permanenter Fachausschuss (Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenar-
beit und Entwicklung / AwZ) mit entwicklungspolitischen Fragen.
Bis vor kurzem verfügte die deutsche EZ über ein stark ausdifferenzier-
tes EZ-Umsetzungssystem, das international meist als unübersichtlich und 
 
Abbildung 5:  Entwicklung der deutschen ODA-Quote (1969-2010) 












































Abbildung 5:  Entwicklung der deutschen ODA-Quote (1969-2010)  
(Stand: 24.04.2011)






















































































1) ODA-Quote = Anteil der ODA am Bruttonationaleinkommen (BNE)
Stephan Klingebiel
Deutsches Institut für Entwicklungspolitik (DIE)56
fragmentiert wahrgenommen wurde. Ein wesentlicher Teil der politischen 
Steuerungskapazitäten des BMZ war auf die interne Koordination des 
deutschen Systems gerichtet (OECD/DAC 2010a). Das deutsche Durch-
führungssystem war gekennzeichnet durch eine Institution im Bereich der 
Finanziellen Zusammenarbeit, die KfW Entwicklungsbank,11 sowie eine 
Vielzahl von TZ-Einrichtungen, die neben der früheren GTZ (Deutsche 
Gesellschaft für Technische Zusammenarbeit) u. a. auf die Entsendung von 
Entwicklungshelfern sowie die Organisation von Trainings für Fachkräfte 
aus Entwicklungsländern spezialisiert waren. Durch die Zusammenführung 
der TZ-Organisationen in zwei Phasen besteht seit 2011 nur noch eine TZ-
Einrichtung: die GIZ (Deutsche Gesellschaft für Internationale Zusammen-
arbeit); die KfW Entwicklungsbank setzt weiterhin für das BMZ die FZ 
um. Mit den TZ-Reformen sollen die frühere Dominanz der entwicklungs-
politischen Durchführungsorganisationen gegenüber dem BMZ sowie die 
fragmentierte Umsetzung in den Partnerländern überwunden sein. Zugleich 
wurde die bisher geringe Dezentralisierung der deutschen EZ in den Part-
nerländern u. a. auf Grundlage des Koalitionsvertrags von 2009 ausgebaut, 
indem das entwicklungspolitische Fachpersonal an den Deutschen Bot-
schaften verstärkt wurde.
Deutschland hat sich ähnlich wie andere bilaterale Geber darum bemüht, 
die Wirksamkeit der EZ durch Fokussierung zu erhöhen. Die deutsche EZ 
wird sich künftig auf eine noch kleinere Zahl von Partnerländern (57) und 
Schwerpunktbereiche (11) konzentrieren. Je Partnerland sollen nicht mehr 
als drei Schwerpunktbereiche unterstützt werden (BMZ 2011).
Das BMZ nutzt bei der Vergabe folgende Kriterien zur Auswahl von Part-
nerländern (BMZ 2011):
 • Wie arm ist das Land?
 • Können wir durch die Zusammenarbeit öffentliche Güter schützen, wie 
Klima, Weltgesundheit und Frieden?
 • Verfolgt die Regierung eine entwicklungsfreundliche Politik und will sie 
Reformen voranbringen?
11 Zur KfW Bankengruppe zählt auch die DEG (Deutsche Investitions- und Entwicklungs-
gesellschaft), die private Unternehmen finanziert und berät, die in Entwicklungsländern 
investieren.
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 • Welchen Mehrwert bringt Deutschland im Vergleich zu anderen Gebern 
ein?
 • Gibt es gewachsene historische und politische Beziehungen zu dem 
Land?
Trotz verschiedener Bemühungen, die deutsche EZ strategischer auszu-
richten, mahnt u. a. der DAC-Prüfbericht 2010 (OECD/DAC 2010a) in ver-
schieden Feldern (etwa bei der Verteilung bi- und multilateraler EZ) weitere 
konzeptionelle Klärungen an. Auch kritisiert er, dass Schritte zur Erhöhung 
der EZ-Wirksamkeit noch nicht ausreichend umgesetzt seien. Hierzu zählt 
er die „Lieferaufbindung“ bei der TZ, die durch die Direktvergabe nicht 
gegeben sei.
6 Wirksamkeit: Was leistet Entwicklungszusammen-
arbeit?
6.1 Die Debatte über Wirkungen und Wirksamkeit der 
 Entwicklungszusammenarbeit
Entwicklungserfolge in den Partnerländern hängen von einer Vielzahl von 
Faktoren ab. Einen besonders hohen Stellenwert haben die Politiken der 
Länder selbst. Am deutlichsten wird dies dort, wo schlechte Regierungsfüh-
rung die Fragilität des Landes erhöht und/oder zu Gewaltkonflikten führt. 
Interne Politiken können verhindern, dass Menschen ihren Lebensunterhalt 
verdienen können oder soziale Dienstleistungen verfügbar sind – obwohl 
ein Land möglicherweise über umfangreiche Ressourcen verfügt. Beson-
ders sichtbar wird dies bei Ländern mit hohen Einkünften aus Erdölein-
nahmen: bei schlechter Regierungsführung stellen sich nicht automatisch 
bessere Lebensbedingungen ein. Ebenso können externe Faktoren Ent-
wicklungserfolge oder -misserfolge beeinflussen, etwa durch den Zugang 
zu Märkten in entwickelten Regionen. Die Überfischung durch internati-
onale Fangflotten (etwa aus der EU) ist ein Beispiel dafür, dass interna-
tionale Rahmenbedingungen verantwortlich sein können, wenn Menschen 
in Entwicklungsländern ihren Lebensunterhalt verlieren. Schließlich kann 
Entwicklungszusammenarbeit Entwicklungserfolge bewirken. Dies gilt ins-
besondere bei den Ländern, die besonders arm und abhängig von EZ sind. 
Viele Bemühungen waren und sind daher darauf gerichtet, EZ möglichst 
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wirksam einzusetzen. Allerdings sollten die Gestaltungsmöglichkeiten von 
EZ nicht überschätzt werden; neben ihr wirken noch andere Politiken und 
Rahmenbedingungen.
Die Wirksamkeit der EZ wird insbesondere unter zwei Gesichtspunkten in-
ternational erörtert: Erstens wird bereits seit Jahrzehnten debattiert, ob EZ 
überhaupt etwas bewirkt. Zweitens wird seit Beginn der 2000er Jahre der 
Frage mehr Aufmerksamkeit gewidmet, wie EZ so gestaltet werden kann, 
dass sie effektiver wirkt. Bei der Debatte geht es insbesondere um internati-
onale Standards für die Wirksamkeit von EZ (aid effectiveness).
Wirkungen der Entwicklungszusammenarbeit
Der Nachweis von EZ-Wirkungen wird im Wesentlichen auf zwei Ebenen 
diskutiert.
Auf einer ersten Ebene geht es um die Frage, ob EZ nachweislich einen 
Beitrag zum wirtschaftlichen Wachstum in Entwicklungsländern leistet. Für 
diese Debatte war das Jahr 2000 ein Schlüsseljahr. Eine Studie von zwei 
Weltbankautoren (Burnside / Dollar 2000) kam auf Grundlage von ökono-
metrischen Ländervergleichen zu dem Ergebnis, dass in Ländern, die „gute 
Politiken“ verfolgen, die Entwicklungszusammenarbeit nachweisbar zum 
wirtschaftlichen Wachstum der Länder beiträgt.12 Die Untersuchung hatte 
einen enormen Einfluss. Zu einem beträchtlichen Teil stützt sich die Debatte 
über die Notwendigkeit zusätzlicher Entwicklungshilfe-Mittel in den 2000er 
Jahren auf diese Ergebnisse. Seitdem findet eine kontroverse akademische 
Auseinandersetzung statt, bei der es um die Kausalbeziehungen zwischen 
Wachstum und Hilfe geht, die Frage also, welche Wirkungszusammenhänge 
nachweisbar bestehen (Faust / Leiderer 2010). Kritiker stellen in Frage, dass 
die plausibel erscheinende These einer empirischen Überprüfung durchgän-
gig standhält (vgl. Easterly 2003; Temple 2010; Radelet 2006). Tatsächlich 
steht ein allgemein anerkannter Wirkungsnachweis zum positiven Beitrag 
von EZ auf wirtschaftliches Wachstum noch aus.
Auf einer zweiten Ebene geht es um den Wirkungsnachweis auf Projektebe-
ne. Geberorganisationen legen regelmäßig umfangreiches Material (Evalu-
ierungen etc.) vor, das belegen soll, dass die jeweiligen EZ-Vorhaben posi-
12 Burnside und Dollar reagierten damit auf teilweise kritische Analysen aus der zweiten 
Hälfte der 1990er Jahre, insbesondere die von Peter Boone (1996).
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tive Wirkungen erzielen konnten. In der akademischen Debatte wird in die-
sem Zusammenhang von einem „Mikro-Makro-Paradox“ gesprochen (vgl. 
Boone 1996; Temple 2010), da die positiven Ergebnisse vielfach nicht mit 
der Gesamtsituation des jeweiligen Landes Einklang zu bringen sind: Wenn 
es tatsächlich all die positiven EZ-Wirkungen gäbe, müssten sich auch auf 
Länder- oder Sektorebene entsprechende empirische Belege finden. Dies ist 
häufig nicht der Fall.
Die Paris-Agenda
Für die internationalen Bemühungen zur Steigerung der EZ-Wirksamkeit 
ist die sogenannte Paris-Erklärung zentral (vgl. Ashoff 2010b). Die Paris-
Erklärung versucht Schwachpunkte zu reduzieren, die einer wirksameren 
EZ entgegenstehen, bei den Gebern etwa Instrumente, die vorrangig auf die 
Interessen der Geberstrukturen ausgerichtet sind, bei den Partnern etwa die 
mangelnde Bereitschaft oder Fähigkeit, EZ-Prozesse zu steuern. Die Erklä-
rung wurde 2005 von Vertretern aus Entwicklungs-, Schwellen- und Indus-
trieländern verabschiedet und benennt fünf Grundprinzipien:
1. Stärkere Eigenverantwortung der Partnerländer (ownership) bei ihren 
Politiken und Entwicklungsstrategien; sie koordinieren alle entwick-
lungspolitischen Maßnahmen.
2. Verstärkte Partnerausrichtung und Nutzung der Systeme der Partner-
länder (z. B. Ausschreibungen über die entsprechenden Stellen; Nut-
zung der Haushalte und Rechnungshöfe der Partner) durch die Geber 
 (alignement).
3. Verstärkte Abstimmung und Koordinierung zwischen den Gebern 
(harmonization).
4. Ausrichtung des Handelns an Entwicklungsergebnissen durch ergebnis-
orientiertes Management (managing for development results).
5. Verbesserte gegenseitige Rechenschaftspflicht von Gebern und Partnern 
(mutual accountablity).
Die Paris-Erklärung versprach zu einem wirkungsvollen Ansatz zu werden, 
denn es gelang, die Prinzipien mit messbaren Qualitätsindikatoren zu ver-
knüpfen. Eine wesentliche Schwäche in der EZ und in anderen Feldern der 
internationalen Kooperation besteht darin, dass Akteure sich zwar relativ 
leicht auf allgemeine Prinzipien – etwa bessere Koordination – verständi-
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gen können, ihr Handeln aber oft anderen Prinzipien unterworfen ist. So 
scheiterte die Harmonisierung von Geberaktivitäten immer wieder daran, 
dass Geber kaum bereit waren, auf eigene Standards zu verzichten (z. B. um 
den Kontrollanforderungen des Geber-Rechnungshofes nachkommen zu 
können). Ein anderes Beispiel ist die Nutzung nationaler Systeme der Part-
ner; Geberorganisationen haben oftmals ein Interesse daran, Projekte durch 
eigenes Personal umzusetzen. Dadurch kann die Partnerseite häufi g nicht 
den größten Nutzen (beste verfügbare Qualität zum bestmöglichen Preis) 
aus EZ-Vorhaben ziehen. Er würde erzielt, wenn etwa Beratungsvorhaben 
frei ausgeschrieben würden. Die Indikatoren der Paris-Erklärung setzen bei 
diesen zentralen Fragen an.
Evaluierungen zur Umsetzung der fünf Paris-Prinzipien und der 56 konkre-
ten Verpfl ichtungen zeigen, dass es insgesamt zwar eine positive Tendenz 
gibt (etwa bei der EZ-Transparenz), aber insbesondere auf Geberseite die 
vereinbarten Ziele noch nicht erreicht wurden (Wood et al. 2011).
Die Paris Erklärung wurde durch zwei weitere hochrangige Treffen in 
Accra (Accra Agenda for Action) (2008) und Busan (Busan Partnership for 
Effective Development Co-operation) (2011) weiterentwickelt. In Busan 
Abbildung 6: Die fünf Prinzipien der Paris-Erklärung
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wurden „neue Akteure“ (insbesondere China) stärker in die „Wirksamkeits - 
agenda“ einbezogen und der Begriff der „EZ-Wirksamkeit“ durch „Ent-
wicklungswirksamkeit“ (development effectiveness) abgelöst. „Entwick-
lungswirksamkeit“ soll zum Ausdruck bringen, dass neben der EZ eine 
Reihe von anderen Politiken der Geber und der Partner wichtig sind, um 
Entwicklungsfortschritte zu erreichen. Diese Politiken sollen verstärkt un-
ter dem Gesichtspunkt betrachtet werden, welchen Entwicklungsbeitrag sie 
leisten.
Kasten 4: EZ-Wirksamkeit der zwei Geschwindigkeiten13
Der Gipfel von Busan (29.11.–01.12.2011), der an der zwischenzeitli-
chen Weigerung Chinas, die Abschlusserklärung zu unterzeichnen, bei-
nahe gescheitert wäre, hatte ein grundsätzliches Dilemma zu lösen. Die 
erste Herausforderung bestand darin, das Momentum für die Wirksam-
keitsagenda der vorangegangenen Jahre aufrechtzuerhalten. Die beiden 
vorangegangenen hochrangigen Treffen für eine wirksamere EZ in Pa-
ris (2005) und Accra (2008) konnten tatsächlich Ergebnisse vorweisen, 
die in gegenseitigen und vor allem nachprüfbaren Verpflichtungen der 
EZ-Partner bestanden. Bei der Umsetzung der Verpflichtungen tun sich 
aber vor allem die Geber schwer, etwa wenn es darum geht, dass die 
Partnerländer selbst und nicht die Geberagenturen für die Durchführung 
zuständig sein sollen.
Die zweite Herausforderung bestand in der Einbeziehung neuer Akteure. 
Wie für viele internationale Themen gilt auch für die Entwicklungspoli-
tik: Die Rahmenbedingungen verändern sich schnell, eventuell schneller 
als die politischen Akteure angemessen reagieren können. Für die EZ 
bestehen diese Veränderungen nicht zuletzt darin, dass viele neue Geber 
– die wirtschaftlich erfolgreichen asiatischen Staaten und private Stif-
tungen (etwa die Bill und Melinda Gates Stiftung) – an Bedeutung ge-
winnen und auch in finanzieller Hinsicht das Gewicht der alten OECD-
Gebergruppe spürbar schrumpfen lassen. Die neuen Akteure wollen sich 
aus nachvollziehbaren Gründen den – aus ihrer Sicht von westlichen 
Gebern dominierten – Verpflichtungen und Prozeduren nicht einfach an-
schließen. Dementsprechend galt es in Busan, diese neuen Akteure und 
13  Kasten 4 basiert mit kleinen Änderungen auf Klingebiel / Leiderer (2011).
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Beziehungen effektiv in eine zukunftsfähige Wirksamkeitsagenda ein-
zubinden.
Im Sprachgebrauch der europäischen Integrationspolitik ließe sich diese 
zweifache Zielsetzung als Dilemma zwischen „Vertiefung“ und „Erwei-
terung“ umschreiben. Was konnte vor diesem Hintergrund das Busan-
Treffen erreichen? Die Ergebnisse lassen sich als Entwurf einer neuen 
internationalen EZ-Architektur interpretieren. Der Ansatz basiert weni-
ger auf einem in sich geschlossenen Plan, wie eine künftige Struktur aus-
sehen könnte, sondern bietet Anhaltspunkte, wie künftig Debatten über 
eine wirksamere EZ zu führen sind. Es zeichnet sich ab, dass es künftig 
„zwei Geschwindigkeiten“ geben wird. Die Gruppe der Geber, die sich 
weiterhin eng an die Verpflichtungen von Paris und Accra halten und 
die bisherige Agenda für eine wirksamere Hilfe mit hohem Engagement 
umsetzen und weiter voranbringen möchte, wäre dann die „schnelle 
Gruppe“. Als Vorreiter für dieses schnelle Tempo zählt Großbritannien, 
wenn auch der einstige EZ-Musterschüler in den vergangenen Jahren an 
Tempo und Glanz verloren hat. Einzelne Aussagen der Busan-Erklärung 
beziehen sich deshalb nur auf solche Unterzeichner, die bereits in der 
Vergangenheit mitgewirkt haben.
Die zweite Gruppe von Gebern sieht sich demgegenüber nicht oder nur 
teilweise an die bisherigen und neuen Zusagen gebunden. Dies kann ver-
schiedene Gründe haben. Sogenannte neue Geber wie Brasilien, Indien 
und China können mit einigem Recht für sich in Anspruch nehmen, dass 
die EZ-Diskussionsforen die alten „Nord-Süd-Strukturen“ reflektieren 
und bisherige Modernisierungsbemühungen nicht allzu überzeugend 
sind. Zu dieser zweiten Gruppe könnten in der Praxis auch solche Ge-
ber – etwa Frankreich, die USA und Japan – hinzukommen, die sich mit 
der Umsetzung der bisherigen aid effectiveness-Agenda bislang schwer 
getan haben.
Die Ergebnisse von Busan lassen zwei unterschiedliche Interpretationen 
zu. Erstens, die optimistische Sichtweise: Den beteiligten Akteuren ist 
es mit dem Abschlussdokument gelungen, eine neue breitere Entwick-
lungspartnerschaft zu skizzieren, die die neuen Akteure und neue Ko-
operationsbeziehungen einbezieht, ohne die Unterzeichner der Paris/
Accra-Agenda aus ihren Verpflichtungen zu entlassen. So bekennen 
sich die Unterzeichner explizit zur weiteren Umsetzung der jeweiligen 
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Selbstverpflichtungen. Gleichzeitig formuliert das Abschlussdokument 
von Busan eine Reihe neuer „weicherer“ Prinzipien, die es den neu-
en Akteuren gestattet, sich dem Konsens anzuschließen. Somit ist ein 
pragmatischer, aber wichtiger erster Schritt getan, diese Akteure mit 
„an Bord“ zu nehmen und in eine weiterführende Wirksamkeitsagenda 
einzubinden. Das gilt für die neuen Akteure des Südens, aber auch für 
die Regierungen in den Industrieländern, die sich bislang zurückhaltend 
zur Paris/Accra-Agenda verhalten haben oder die sich nach Regierungs-
wechseln in Europa in den vergangenen Jahren zumindest politisch von 
den Verpflichtungen ihrer Vorgänger abgrenzen wollen.
Zweitens, die skeptische Sichtweise: Der Übergang vom Konzept ei-
ner effektiveren Hilfe zum Konzept einer breit angelegten Entwick-
lungsorientierung (development effectiveness) ist die „Duftmarke“ der 
Busan-Erklärung. Den Vertragsparteien ist bewusst, dass Hilfe nur ei-
nen kleinen Teil der Bemühungen um nachhaltige Entwicklung in den 
Partnerländern darstellen kann. Daher müssen auch andere Politiken 
und Ansätze darauf ausgerichtet werden, größtmöglichen Nutzen für 
Entwicklung zu erzielen. Dieser Gedanke ist so einfach wie richtig. 
Gleichwohl lässt sich noch nicht mit Bestimmtheit sagen, dass sich dann 
Fortschritt einstellt. Für die Verpflichtungen von Paris und Accra hat 
sich gezeigt, dass zwar gute und überprüfbare Vereinbarungen getroffen 
wurden, diese jedoch unzureichend umgesetzt werden. Ist es im Interes-
se einer breiter angelegten neuen globalen Partnerschaft in dieser Situa-
tion sinnvoll, den Druck von den Gebern zu nehmen, ihre ungemachten 
Hausaufgaben zu erledigen?
Ob nun die optimistische oder die skeptische Sicht auf die Ergebnisse 
von Busan zutreffender ist, hängt in erster Linie von der noch im Entste-
hen begriffenen neuen EZ-Architektur ab. Eine Verknüpfung der beiden 
zentralen Anliegen – „Vertiefung“ und „Erweiterung“ – ist noch nicht 
erreicht.
6.2 Wovon hängt die Wirksamkeit ab?
Seit mehreren Jahrzehnten gibt es einen internationalen Konsens, dass die 
Gebergemeinschaft 0,7 % ihrer Wirtschaftsleistungen für EZ einsetzen soll. 
Immer wieder hat die Gebergruppe politische Selbstverpflichtungen abge-
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geben (u. a. in Form von G8-Beschlüssen und eines EU-Stufenplans), die 
Mittel für EZ deutlich zu steigern (vgl. Klingebiel 2010). Daher stellt sich 
die Frage: Wenn der Umfang von EZ gesteigert werden könnte, lassen sich 
dann die Wirkungen in einem etwa gleich großen Umfang steigern? Lässt 
sich belegen, dass 0,7 % eine sinnvolle Zielgröße ist? Wären eventuell 0,9 % 
angemessener oder vielleicht 0,5 % besser?
Eine objektivierbare quantitative Größe für den optimalen Umfang der EZ-
Transfers oder des EZ-Bedarfs eines Landes lässt sich nicht festlegen. Was 
die Größenordnung der EZ aller Geber angeht, ist eine solche Zielgröße ein 
ungeeigneter Indikator, da dieser für die Summe aller Entwicklungsländer 
nur eine sehr grobe Input-Größe darstellt.
Wenn sich auf der Ebene aller EZ-Transfers eine solche Größenordnung 
nicht finden lässt, ist zu fragen, ob dies eventuell auf der Ebene einzelner 
Länder oder Ländergruppen möglich ist. Verschiedene Studien gehen da-
von aus, dass ein bestimmtes EZ-Niveau existiert, ab dem der zusätzliche 
Nutzen (Grenznutzen) abnimmt oder sich der Effekt sogar in das Gegenteil 
verkehrt. Die ersten Euros EZ erzielen (ab einer kritischen Masse) demnach 
mehr Wirkungen als weitere eingesetzte Euros. Einige Analysen ermitteln 
einen „Sättigungspunkt“, ab dem ein Einsatz zusätzlicher EZ-Mittel nicht 
mehr sinnvoll sei. Dieser Sättigungspunkt wird uneinheitlich bestimmt und 
etwa zwischen 15 und 45 % des Bruttonationaleinkommens vermutet. Die-
se große Spannbreite zeigt, dass es bislang keinen praxistauglichen all-
gemeinen Sättigungspunkt gibt; tatsächlich weichen die Werte selbst auf 
Länderfallebene erheblich voneinander ab (Klingebiel 2006a). Ob sich 
ein solcher Wert für alle Länder sinnvoll ermitteln lässt, ist zweifelhaft. 
Vielmehr hängt die sinnvolle Verwendung von EZ nicht nur vom Umfang 
der Hilfe ab, sondern von weiteren Aspekten, die weiter unten diskutiert 
werden. Warum sollte in einem Land mit einer vergleichsweise schlecht 
funktionierenden Administration EZ in gleicher Höhe wie im Nachbarland 
mit einer gut funktionierenden Administration absorbiert werden können? 
Wiederum anders ist die Situation in Ländern, die gerade Gewaltkonflikte 
überwunden haben und für den Wiederaufbau der zerstörten Verkehrsinf-
rastruktur nur geringe eigene Mittel aufbringen können. Eine solche Situ-
ation ist kaum mit Ländern vergleichbar, die eine lange und ununterbro-
chene EZ-Historie aufweisen. Bei ihnen dürfte die Notwendigkeit zur Fi-
nanzierung von Infrastruktur geringer sein. Die Absorptionsfähigkeit steht 
schließlich in einem Zusammenhang mit der Mittelverwendung. So sind 
EZ-Zuflüsse für den Abbau eines Zahlungsbilanzdefizits ungleich leichter 
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zu absorbieren als Zuflüsse, die das Angebot an sozialen Grunddienstleis-
tungen ausbauen sollen.
Dass es einen – wenngleich variierenden Grenznutzen gibt, ist dagegen 
durch quantitative und qualitative Untersuchungen belegt. Wenn es einen 
Punkt gibt, ab dem der Nutzen von EZ erheblich abnimmt oder sich sogar 
in der Gesamtheit ins Gegenteil verkehrt, stellt sich die Frage nach den Me-
chanismen, die einen solchen Effekt hervorrufen. Zwei Wirkungsbereiche 
können unterschieden werden (Klingebiel 2006a).
6.2.1 Makroökonomische Aspekte
Die am stärksten diskutierte Wirkung bezieht sich auf die Gefahr der 
sogenannten „holländischen Krankheit“ (dutch disease).14 Der Begriff 
bezeichnet das Paradox, dass plötzlich wachsende Volkswirtschaften 
– v. a. aufgrund der Entdeckung und Förderung von natürlichen Roh-
stoffen – mit erheblichen makroökonomischen Problemen konfrontiert 
sein können. Die durch den Export der Rohstoffe entstehenden Außen-
handelsüberschüsse lassen den Wechselkurs steigen. Dies bringt Absatz-
probleme für die übrigen Exportprodukte, ihre Wettbewerbs- und damit 
Exportfähigkeit nimmt ab. Die Schwere der Krankheit hängt wesentlich 
davon ab, inwieweit mit den verfügbaren Ressourcen zusätzliche Importe 
oder nicht-handelbare Güter (Personalgehälter etc.) finanziert werden. Die 
zusätzliche Geldmenge kann inflationäre Wirkungen haben, weshalb in 
Ländern mit schlecht funktionierenden Finanzmärkten (z. B. durch Zins-
ausschläge) erhebliche Probleme für den Privatsektor entstehen können. 
Länderuntersuchungen (u. a. in Uganda, Äthiopien und Ghana) zeigen, 
dass den negativen Effekten zum Teil entgegengewirkt werden kann, aber 
gerade in EZ-abhängigen Ländern die Kapazität begrenzt ist, solchen He-
rausforderungen zu begegnen.
14   Der Terminus entstand im Zusammenhang mit der Entdeckung neuer Gasvorkommen 
in den Niederlanden in den 1960er Jahren. In der Folge kam es zu einer Aufwertung 
des holländischen Guldens und zu einem Rückgang der industriellen Produktion (vgl. 
Liebig / Ressel / Rondorf 2008; Temple 2010; Klingebiel 2006b).
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Kasten 5: Fungibilität von EZ
EZ wird dann als fungibel bezeichnet, wenn die Hilfe es der Partnerseite 
ermöglicht, die eigenen Ausgaben für den vorgesehenen Zweck zu redu-
zieren. Die eingesparten Mittel können dann für einen anderen Zweck 
verwendet werden. Weder projektbezogene noch sektorspezifische An-
sätze können die Fungibilitätsproblematik ausschließen. EZ-Mittel, die 
einem Land etwa für den Bau von Schulen zur Verfügung gestellt wer-
den, können dazu führen, dass im Haushalt des Partnerlandes der Betrag 
teilweise oder ganz eingespart oder an anderer Stelle (im Erziehungsbe-
reich oder in anderen Sektoren) ausgegeben wird. Inwieweit der Fun-
gibilitätseffekt dazu beiträgt, dass Ausgaben für entwicklungspolitische 
Prioritäten ganz oder teilweise unterbleiben, hängt von den spezifischen 
Bedingungen des Einzelfalls ab. Empirische Untersuchungen belegen 
sehr unterschiedliche Wirkungen (vgl. Leiderer 2012; Temple 2010). Ob 
EZ-Ressourcen fungibel eingesetzt werden, lässt sich nur durch eine Un-
tersuchung des gesamten Budgetverfahrens ermitteln.
6.2.2 Governance und Institutionen
Eine hohe EZ-Abhängigkeit bzw. zunehmende EZ-Zuflüsse können eben-
falls erhebliche Auswirkungen auf Governance-Dimensionen und die Qua-
lität von Institutionen in den Partnerländern haben. Diese Effekte bestehen 
in vielfältiger Weise:
i. Ein hoher ODA-Ressourcenzufluss kann nationale Anstrengungen zur 
Mobilisierung von Ressourcen schwächen (Brautigam / Knack 2004). 
Dies gilt vor allem für den Aufbau und den praktischen Einsatz von 
Steuererhebungsinstrumenten. Die Einwerbung von EZ stellt eine Alter-
native zur Steuererhebung dar; sie muss nicht gegen bestehende Interes-
sen (etwa privilegierte Eliten etc.) durchgesetzt werden.
ii. Hohe EZ-Zuflüsse können die Rechenschaftspflicht der Partnerregierun-
gen gegenüber ihren Bevölkerungen unterminieren (Moss et al. 2006). 
Wenn wesentliche Teile der im Land getätigten Investitionen von Gebern 
stammen und viele Dienstleistungen von ihnen finanziert oder erbracht 
werden, wenn wichtige politische Aushandlungs- und Entscheidungsfin-
dungsprozesse zwischen den Gebern und den Partnerregierungen statt-
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finden, Parlamente bei den öffentlichen Budgets nur eine geringe Rolle 
spielen, Reformprogramme mit der Gebergemeinschaft verhandelt und 
beschlossen werden und weniger mit den Interessenvertretern gesell-
schaftlicher Akteure, dann beeinflusst dies die politische Ökonomie des 
Landes und kann eine Schwächung der Rechenschaftspflicht der Part-
nerregierung gegenüber der eigenen Bevölkerung zur Folge haben.  
Inwieweit solche negativen Begleiterscheinungen tatsächlich auftreten, 
hängt wesentlich von den EZ-Modalitäten ab. Werden Partnerstrukturen 
genutzt und hat das Parlament eine Rolle bei Entscheidungen, können 
negative Wirkungen vermieden bzw. Partnersysteme gestärkt werden. 
Schwieriger ist es bei EZ, die vorhandene Strukturen und Prozesse der 
Partnerseite umgeht.
iii. EZ-Zuflüsse können die Entstehung sogenannter Rentierstaaten be-
günstigen (vgl. Collier 2006b). Durch die Ausbeutung von natürlichen 
Rohstoffen (etwa Erdöl im Nahen Osten) erzielte Einkommen können 
den Druck auf die jeweiligen Eliten schwächen, die politischen Systeme 
zu demokratisieren und rechenschaftspflichtige Verfahren einzuführen. 
EZ-Zuflüsse können eine vergleichbare Wirkung haben.
iv. Erhebliche Kapazitäten von Regierungen und Administrationen können 
durch die Kommunikation mit den Gebern und projekt- oder programm-
bezogene Abläufe (Berichtspflichten, Missionen etc.) gebunden werden. 
Ein großer Teil der Partnerkapazitäten widmet sich dann den Geber-
strukturen (vgl. Klingebiel / Leiderer / Schmidt 2007).
v. Wenn EZ-Strukturen die Rolle der Partnerseite ersetzen, können sie die 
staatlichen Fähigkeiten untergraben. Hinzu kommt, dass EZ-Systeme vor 
allem in Ländern mit besonders schwachen Strukturen negative Anreize 
auf öffentlich Bedienstete ausüben. Geberbüros zahlen meist höhere Ge-
hälter und ziehen damit Personal aus den Partnerstrukturen ab; dies gilt 
besonders für hochqualifiziertes Personal. Durch „Sitzungsgelder“ sowie 
Fort- und Ausbildungsveranstaltungen u. a. im Ausland können erhebli-
che Zusatzeinkommen erzielt werden; es werden Leistungsanreize außer-
halb der nationalen Administrationen geschaffen (Moss et al. 2006, 9).
vi. Eine hohe Abhängigkeit des Staates von ODA erhöht nach Paul Col-
lier (2006a) in signifikanter Weise das Risiko eines Staatsstreiches. Er 
erklärt dieses Risiko mit dem „Honigtopf“-Effekt, der Stellen in einer 
Regierung als Einkommensquelle attraktiv macht. Afrikanische Regie-
rungen reagierten auf diese Gefahr typischerweise mit erhöhten Militär-
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ausgaben. Diese wiederum würden aufgrund des Fungibilitätseffektes 
zu einem beträchtlichen Teil indirekt von EZ geleistet.
6.2.3 Rechenschaftspflicht und Wirksamkeit der 
 Entwicklungszusammenarbeit
Rechenschaftspflicht und Rechenschaftslegung sind im Rahmen der De-
batte über wirksamere Entwicklungszusammenarbeit von großem Interesse 
(vgl. de Renzio 2006). Allgemein formuliert ist Rechenschaftspflicht die 
Pflicht einer handelnden Person, Gruppe oder Institution gegenüber einer 
anderen Person, Gruppe oder Institution, Entscheidungen und Aktionen zu 
rechtfertigen. Rechenschaftspflicht ist mit Sanktionen bei Erfüllung bzw. 
Nicht-Erfüllung verknüpft und basiert daher auf Anreizen.
Rechenschaftspflicht ist im EZ-Zusammenhang in dreifacher Hinsicht re-
levant:
 • Rechenschaftspflicht auf der Geberseite;
 • Rechenschaftspflicht in den Partnerländern (domestic accountability);
 • Gegenseitige Rechenschaftspflicht (mutual accountability) zwischen 
Partner und Geber.
Die Rechenschaftspflicht auf Geberseite15 und in Partnerländern besteht 
insbesondere gegenüber den Parlamenten, der Wählerschaft, der Zivilge-
sellschaft, den Medien und den Rechnungshöfen.
In der Debatte über wirksamere EZ (d. h. der Paris-Erklärung, der Accra 
Agenda for Action und dem Busan Partnership-Dokument) spielt insbeson-
dere die gegenseitige Rechenschaftspflicht sowie die Rechenschaftspflicht 
gegenüber den eigentlichen Zielgruppen in den Partnerländern eine wesent-
liche Rolle.
Herausforderungen und Probleme
Rechenschaftspflichten auf den genannten Ebenen ergänzen sich nicht au-
tomatisch. Sie können z.T. sogar in Konkurrenz zueinander stehen (vgl. de 
15 Im Fall eines bilateralen Gebers; im Fall von multilateralen Gebern ist die Struktur der 
Rechenschaftslegung teilweise abweichend organisiert.
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Renzio 2006; Klingebiel 2012c). Herausforderungen bestehen insbesondere 
in folgenden Punkten:
 • In der Vergangenheit lag der (implizite) Fokus auf der Rechenschafts-
pflicht der Hilfsempfänger gegenüber den Gebern. Dies hat sich konzep-
tionell insbesondere mit den Debatten zur aid effectiveness (Paris-Erklä-
rung etc.) verändert; die Umsetzung neuer Konzeptionen ist bislang aber 
nur teilweise vollzogen.
 • Dieser geberbezogene Fokus beeinträchtigt die Wirksamkeit der EZ 
(durch Risikoaversion, Umgehung der nationalen Systeme der Partner, 
„Projektinseln“, geberseitige Implementierungsinteressen etc.).
 • Die Rechenschaftspflicht in den Partnerländern stößt vielfach auf un-
zureichend funktionierende Strukturen in den jeweiligen Ländern: Die 
Parlamente sind schwach, die Medien kaum in der Lage, die Rolle einer 
„vierten Gewalt“ auszufüllen. Partnerregierungen haben nicht zwangs-
läufig ein Interesse an funktionierenden rechenschaftspflichtigen Syste-
men im eigenen Land, da mit ihnen möglicherweise Reformforderungen 
im Hinblick auf Governance entstehen können.
 • Gegenseitige Rechenschaftspflicht ist teilweise aufwendig, kompro-
missbeladen und enthält Unzulänglichkeiten. Dies gilt für abgestimmte 
nationale Entwicklungsstrategien ebenso wie für gemeinsame Monito-
ringansätze und Politikanalysen.
Perspektiven
Es lassen sich einige Ansatzpunkte identifizieren, um Rechenschaftspflicht 
im Rahmen der EZ zu stärken.
Funktionierende Systeme des öffentlichen Finanzmanagements (einschließ-
lich Budgetplanungsprozessen und Mittelverwendungskontrollen) sind zu-
nächst das berechtigte Anliegen der Partnerländer und ihrer Akteure selbst. 
Die Grundsätze zu aid effectiveness stellen daher sinnvollerweise die nati-
onalen Systeme der Partnerländer in den Mittelpunkt; damit erfahren nicht 
zuletzt Parlamente, zivilgesellschaftliche Akteure etc. eine Aufwertung. 
Es bestehen geberseitig weiterhin deutliche Verbesserungsspielräume. EZ 
kann dazu beitragen, Systeme der Rechenschaftspflicht zu stärken und nicht 
beabsichtige Wirkungen der Schwächung zu reduzieren. Externe Akteure 
können vor allem das „Angebot“ an, weniger gut die „Nachfrage“ nach Re-
chenschaftslegung unterstützen.
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Es besteht ein legitimes Anliegen der Geber nach Rechenschaftslegung im 
eigenen Land. Diese Rechenschaftslegung ist unverzichtbar, um politischen 
und gesellschaftlichen Rückhalt für die Bereitstellung öffentlicher Mittel 
zugunsten entwicklungspolitischer Aufgaben zu erhalten. Bei der Rechen-
schaftslegung ist zu unterscheiden zwischen z. T. komplexen und oftmals 
abstrakten EZ-Systemen und -Wirkungsketten einerseits (an denen vor al-
lem Geberadministrationen sowie die parlamentarischen Fachgremien Inte-
resse haben müssen) und dem Bedarf an Transparenz und Information einer 
breiteren Öffentlichkeit andererseits.
Ergebnisbasierte EZ-Ansätze können die gegenseitige und die nationale Re-
chenschaftspflicht im Partnerland stärken, da diese auf der Umsetzung von 
Politiken und Aktivitäten der Partner basieren; dies kann sich auch auf M&E 
(Monitoring und Evaluierung)-Systeme beziehen, die für Rechenschaftsle-
gung eine hohe Bedeutung haben. Es gibt eine Vielzahl ergebnisbasierter 
EZ-Ansätze; allerdings können mit ihnen auch Risiken verbunden sein, 
etwa durch Fehlanreize oder eine Fixierung auf Aktivitäten, die sich quan-
tifizieren lassen.
7 Globale Herausforderungen und EZ
Debatten über die Zukunft der EZ gehen von einem Anpassungsdruck auf 
die EZ angesichts eines stark dynamischen Umfeldes aus (vgl. Kharas / 
Makino / Jung 2011; Rogerson 2011). Ausgangspunkt verschiedener Dis-
kussionen sind die bestehenden Defizite in der Bearbeitung globaler Her-
ausforderungen. Insgesamt ist Behandlung globaler Herausforderungen auf 
nationaler, regionaler und globaler Ebene fragmentiert und lückenhaft. Mit 
entwicklungspolitischen Aufgaben ist eine Vielzahl von Akteuren befasst. 
Diese arbeiten aber zum einen in einem zersplitterten, wenig abgestimm-
ten System, das selbst bei hohen Transaktionskosten nur begrenzt steuerbar 
ist. Zum anderen sind Politiken, die Einfluss auf Entwicklungsländer haben, 
in weiten Teilen nur unzureichend verknüpft und kohärent. Globale Poli-
tiken wurden bislang nur ansatzweise vernetzt, Ansätze zur Überwindung 
von Zielkonflikten (etwa ökologische Nachhaltigkeit versus Ressourcenver-
brauch durch wirtschaftliches Wachstum) erst ansatzweise umgesetzt.
Vorschläge für eine veränderte Bearbeitung globaler Probleme lassen sich 
dabei grob in zwei Kategorien unterscheiden: erstens Ansätze, die vor einem 
entwicklungspolitischen Hintergrund skizziert werden. Hierunter fallen un-
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terschiedliche Beiträge, die sich unter dem Begriff „beyond aid“ subsumie-
ren lassen. Sie sind um eine Weiterentwicklung des EZ-Systems bemüht 
und wollen es in andere Entwicklungsanstrengungen einbetten. Zweitens 
lassen sich konzeptionelle Entwürfe identifizieren, die sich mit neuen Mus-
tern internationaler Kooperation beschäftigen. Hierunter ist insbesondere 
die Global Governance-Forschung zu fassen (z. B. Messner / Nuscheler 
2003). Für die Problembearbeitung haben sich dabei vor allem Diskussio-
nen um Global Public Goods als fruchtbar erwiesen.
7.1.1 Beyond aid
Beyond aid-Debatten zielen darauf ab, einen EZ-zentrierten Fokus in der 
Kooperation mit Entwicklungsländern zu überwinden. Dies bedeutet nicht, 
dass diese Ansätze die Notwendigkeit von EZ oder EZ-ähnlicher Leistun-
gen bestreiten.
Im Wesentlichen lassen sich drei Diskussionsstränge unterscheiden:
 • Bedeutung der Politiken der Partnerländer: Debatten über EZ sind teil-
weise verengt. Die politische Verantwortung für sich einstellende oder 
ausbleibende Entwicklungserfolge wird verzerrt dargestellt, weil die 
Bedeutung der jeweiligen Verantwortungsstrukturen in den Partnerlän-
dern zu gering eingeschätzt und der Stellenwert externer Akteure und 
v.a. der Geber überbewertet wird. EZ kann in positiven Fällen Entwick-
lungsprozesse begünstigen und unterstützen. Die entscheidenden Politi-
ken, Reformen und Veränderungen, die zu „Entwicklung“ führen, sind 
allerdings primär Ergebnis der jeweils Verantwortlichen in den Ländern 
selbst (Kharas / Makino / Jung 2011). Eine verzerrte Wahrnehmung der 
Rolle der nationalen Akteure kann verschiedene Implikationen haben. 
Wenn Regierungen hinsichtlich ihrer Budgets und ihres Handelns zu ei-
nem großen Teil EZ-abhängig sind, kann dies zu Strukturdefiziten in der 
politischen Rechenschaftslegung des Landes beitragen. Regierungen 
können ihre Rechenschaft vorrangig gegenüber Gebern ausrichten und 
nicht oder nur unzureichend gegenüber der eigenen Bevölkerung (vgl. 
Vollmer 2012). Die Mobilisierung von einheimischen Ressourcen, ins-
besondere in Form von Steuern, ist daher nicht allein relevant mit Blick 
auf die verfügbaren finanziellen Mittel, sondern auch mit Blick auf die 
Governance-Strukturen. Die Diskussion über beyond aid-Ansätze setzt 
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sich daher mit der einheimischen Ressourcenmobilisierung und den da-
mit verbundenen Auswirkungen auf die Governance auseinander.
 • Katalytische Funktion von EZ: EZ basiert auf der Annahme, dass sie 
einen komplementären Beitrag zu anderen Entwicklungsressourcen 
leistet und entsprechende Investitionen ansonsten nicht oder nur ein-
geschränkt erfolgen würden. Zusätzlich besteht die Annahme, dass EZ 
einen mobilisierenden Effekt auf andere Finanzierungsquellen hat. EZ 
soll also zu einem crowding in, nicht zu einem crowding out anderer 
Ressourcen beitragen. Ob EZ tatsächlich einen solchen katalytischen 
Effekt besitzt, lässt sich im Allgemeinen und für konkrete Fallbeispiele 
kaum belegen. Ein anerkannter Nachweis, dass EZ einen allgemeinen 
Beitrag zu wirtschaftlichem Wachstum leistet (d. h. weitere Ressourcen-
zuflüsse generiert), wurde bislang nicht erbracht; Regressionsanalysen 
lassen vielmehr widersprüchliche Interpretationen zu (Barder 2011). 
Unklar sind zudem Verdrängungs-, Verstärkungs- und Mitnahmeeffek-
te bei einzelnen Investitionen und bei Kooperationsprojekten zwischen 
öffentlichen und privaten Akteuren (Public Private Partnerships) in der 
EZ (Rogerson 2011).
 • Kohärenz von Geberpolitiken und internationalen Regimen: Der Forde-
rung nach entwicklungspolitischer Politikkohärenz liegt die Erkenntnis 
zugrunde, dass es neben der EZ weitere Politiken gibt, die die Entwick-
lung der Partnerländer beeinflussen und vielfach sogar dominanter sind 
als EZ-Einflüsse (etwa der Grad der Weltmarktintegration eines Landes, 
die Struktur des Außenhandels, die Wirkungen ausländischer Direktin-
vestitionen). „Negativ“ formuliert bedeutet Politikkohärenz das Fehlen 
von Inkohärenzen, d. h. von Widersprüchen und gegenseitiger Behin-
derung verschiedener Politiken (etwa wenn negative Wirkungen von 
EU-Agrarsubventionen auf Entwicklungsländer ausgeschlossen werden 
können). „Positiv“ formuliert bezieht sich der Begriff auf das entwick-
lungspolitisch verstärkende Zusammenwirken von Politiken (etwa wenn 
Rücküberweisungen von Migranten in ihre Heimatländer dort zu Ent-
wicklung beitragen) (Ashoff 2010b).16 Kohärenzfragen sind darüber 
hinaus auf der Ebene internationaler Regime zentral (Kaul et al. 2003). 
16 Der vom Center for Global Development regelmäßig veröffentlichte Commitment to De-
velopment Index (CDI) quantifiziert die entwicklungspolitischen Kohärenzanstrengungen 
(und andere Beiträge) von Geberländern (http://www.cgdev.org/section/initiatives/active/
cdi/).
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Fehlende Regime (etwa im Bereich der internationalen Migrationspoli-
tiken) haben ebenso entwicklungspolitische Auswirken wie bestehende 
internationale Regime (etwa in Form des internationalen Handelsre-
gimes). In beiden Fällen kann es entwicklungspolitische Inkohärenzen 
oder positive Verstärkungseffekte geben.
7.1.2 Global Public Goods
Das aus der Ökonomie stammende Konzept öffentlicher Güter bezog sich 
zunächst auf die nationale Ebene; seit Ende der 1990er Jahre haben es Inge 
Kaul und andere zu Global Public Goods (GPG)-Ansätzen fortentwickelt 
(Kaul et al. 2003; Kaul 2010; Severino / Ray 2009). Im Gegensatz zu priva-
ten Gütern können öffentliche Güter nicht ohne Weiteres so gestaltet wer-
den, dass deren Nutzen ausschließend und ausschließlich begrenzt werden 
kann. Öffentliche Güter stehen vielmehr allen zur Verfügung, etwa in Form 
von Sicherheit (z. B. durch Polizei) oder öffentlicher Verkehrsinfrastruktur 
(Bürgersteige, Straßen, Verkehrszeichen etc.). Der zunehmend grenzüber-
schreitende Charakter vieler Lebensbereiche und Politiken führte in den 
vergangenen Jahrzehnten zu einem enormen Regionalisierungs- und vor 
allem Globalisierungsschub. Viele öffentliche Güter lassen sich nicht mehr 
oder nur sehr begrenzt national zur Verfügung stellen; dies trifft beispiels-
weise auf Sicherheit (man denke an Gewalt- und Kriminalitätsphänome-
ne) oder den Schutz und Erhalt der natürlichen Umwelt zu (man denke an 
saubere Gewässer). Es bestehen zwischen verschiedenen GPG-Typen Un-
terschiede, u. a. hinsichtlich der Frage, ob Nutzer von deren Gebrauch aus-
geschlossen werden können (excludability / non-excludability) oder ob die 
Nutzung eines GPG zu Lasten von anderen Nutzern erfolgt (rivalry / non-
rivalry GPG). Viele GPG werden nicht ausreichend zur Verfügung gestellt 
oder können übernutzt werden, unter anderem, weil „Trittbrettfahren“ auch 
für staatliches Handeln ein rationales Muster darstellen kann. Die doppelte 
Herausforderung in internationalen Kooperationsbeziehungen – Proliferati-
on von Akteuren und fragmentierte Problembearbeitung – machen das Ma-
nagement von GPG zu einer zentralen Aufgabe, weshalb laut Severino und 
Ray (2010) neue Formen des kollektiven Handelns (hypercollective action) 
erforderlich werden. Die Rede ist von multi-actor coalitions, die gemein-
schaftliches Handeln zugunsten von GPG begünstigen.
Die Bereitstellung von GPG erfordert grenzüberschreitendes Handeln auf 
regionaler oder globaler Ebene; dazu gehören Aktivitäten zur Eindämmung 
Stephan Klingebiel
Deutsches Institut für Entwicklungspolitik (DIE)74
oder zur Bewältigung der Folgen des Klimawandels. Für die EZ ist ein auf 
GPG orientiertes internationales Vorgehen aus zwei Gründen relevant. Ers-
tens nimmt der Bedarf an Politiken und Programmen zu, an der ein kollekti-
ves Interesse von Staaten besteht. Diese öffentlichen Güter zu erzeugen und 
zu finanzieren ist vielfach schwierig; auch für Staaten wirken Anreize, sich 
nicht an der Bereitstellung öffentlicher Güter zu beteiligen (tragedy of the 
commons). Zweitens sind solche öffentlichen Güter, die im Rahmen von EZ 
bereitgestellt werden, typischerweise nicht im unmittelbaren Eigeninteresse 
der unterstützenden Geber. EZ-Leistungen sind bislang überwiegend dar-
auf ausgerichtet, ein bestimmtes Land in seinem Entwicklungsprozess zu 
unterstützen, ohne dadurch zwangsläufig ein globales Gut herzustellen. Bei 
GPG besteht hingegen meist ein deutlich höheres Eigeninteresse der sich 
beteiligenden Geber; möglicherweise ist sogar das Interesse derartiger Ak-
tivitäten für das Land, in dem die Maßnahmen durchgeführt werden, nicht 
von hoher Priorität. Eine Unterscheidung zwischen Leistungen für GPG im 
kollektiven Interesse aller mitwirkenden Akteure einerseits und andererseits 
Leistungen, die vor allem zum Entwicklungsnutzen des Landes erbracht 
werden, in dem die Aktivitäten gefördert werden, ist daher sinnvoll (Kaul 
2013). Es besteht die latente Gefahr, EZ zunehmend für die Förderung von 
originären GPG einzusetzen und damit den ursprünglichen nationalen Ent-
wicklungszwecken zu entziehen.
8 Entwicklungszusammenarbeit: Ein Auslaufmodell?
Seit den Anfängen in den 1950er und 1960er Jahren haben sich Begründun-
gen für und Bedingungen der EZ fortlaufend verändert. Die Veränderungen 
insbesondere der 2000er Jahre weisen nicht nur darauf hin, dass sich das 
Politikfeld fortwährend weiterentwickelt und anpasst, sondern einer grund-
sätzlichen Neuorientierung unterliegt. Diese Reformen und Veränderungen 
sind jedoch nicht automatisch konsistent, sondern oftmals widersprüchlich.
Einerseits macht die Debatte über die Wirksamkeit von EZ den Anspruch 
deutlich, das Politikfeld hinsichtlich seiner Kernaufgabe – Beiträge zu Ent-
wicklungsprozessen in den Partnerländern zu leisten – weiterzuentwickeln 
und zu professionalisieren. Gleichwohl war die EZ-Politik seit ihren Anfän-
gen zu keinem Zeitpunkt spannungs- und interessenfrei, sondern vielfach 
sogar dominiert durch außenpolitische und außenwirtschaftliche Opportu-
nitäten. Die Wirksamkeitsdebatte und die damit einhergehenden internatio-
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nalen Verhandlungsprozesse haben zu einer Systemreform der EZ geführt; 
die Qualitätsstandards in der Entwicklungszusammenarbeit zwischen der 
klassischen OECD-Geberwelt und den traditionellen Empfängerländern 
wurden angehoben. Dennoch lassen Untersuchungen einzelner Geberprak-
tiken und Vergleiche zwischen Gebern erkennen, dass sich bi- und multila-
terale EZ-Organisationen nur schwerfällig reformieren lassen. Die Ratio-
nalität der Geberakteure ist überwiegend auf Proliferation, Fragmentierung 
und Fortbestand angelegt. Die Bedingungen in den Partnerländern zur Stei-
gerung der EZ-Wirksamkeit sind zudem uneinheitlich und teilweise – etwa 
in klientelistisch organisierten Ländern – nicht entwicklungsförderlich.
Andererseits deckt die Wirksamkeitsagenda die Realität der zunehmend 
komplexeren internationalen Kooperationsbeziehungen nur noch bruch-
stückhaft ab. Hierfür sind verschiedene Trends verantwortlich.
 • Erstens nimmt die Zahl der klassischen EZ-Partner ab. Es gibt noch eine 
Gruppe von Ländern, insbesondere in Subsahara-Afrika, die eine hohe 
EZ-Anhängigkeit aufweist, aber insgesamt ist die Zahl armer Entwick-
lungsländer rückläufig. Entwicklungspolitische Planungs-, Steuerungs- 
und Allokationsprozesse etwa im Rahmen sogenannter Armutsstrategi-
en werden daher mittelfristig an Bedeutung verlieren.
 • Zweitens ist die Zahl der Akteure, die Kooperationsbeziehungen mit 
den Entwicklungsländern unterhalten, enorm gestiegen. Es handelt sich 
um die erfolgreichen Volkswirtschaften aus dem asiatischen Raum, aber 
auch um Kooperationspartner aus anderen Weltregionen (arabische Welt 
und Südamerika). Die Zahl multilateraler Akteure steigt ebenfalls. Hin-
zu kommen private Akteure (Stiftungen etc.), die Einfluss gewinnen. 
Daher haben in der traditionellen EZ der Wettbewerb zu- und der Ein-
fluss der klassischen Geber abgenommen.
 • Drittens sind die EZ-Instrumente der OECD-Geberwelt nicht mehr der 
einzig bestimmende internationale Standard. Geber wie China und Indi-
en sehen sich keineswegs an die klassische Normsetzungsfunktion des 
Entwicklungshilfeausschusses der OECD gebunden. Die Instrumente 
sind daher vielfältiger und hinsichtlich der Rolle öffentlicher und pri-
vater bzw. vergünstigter und nichtvergünstigter Ressourcen komplexer 
geworden.
 • Viertens gilt für alle externen Akteure ein wachsender Interessenwettbe-
werb zwischen verschiedenen global ausgerichteten Politikfeldern. Dies 
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trifft etwa auf die internationale Umweltpolitik (Klimafinanzierung) und 
die Sicherheitspolitik zu. Die traditionellen Versuche der EZ, ihr Po-
litikfeld von anderen Interessen und Politiken möglichst freizuhalten, 
werden durch neue globale Anforderungen in Frage gestellt.
Eine Analyse der heutigen EZ-Debatte ist damit deutlich mehr als ein Blick 
auf entwicklungstechnokratische Fragen. Sie zeigt vielmehr den erhebli-
chen Bedarf, Entwicklungszusammenarbeit und andere für Entwicklungs-
länder relevante Politiken neu zu definieren und im Zusammenhang mit 
neuen globalen Herausforderungen und neuen Akteuren umzugestalten.
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